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EDITORIAL

Liebe Leserinnen und Leser

Claus Sasse

Die Redensart „Nomen est omen“ beschreibt den vermeintlichen 
inneren Zusammenhang zwischen Namen und Schicksal und wird 
auf den römischen Kommödiendichter Plautus zurückgeführt. Mög-
licherweise war bei ihm ja der Wunsch Mutter oder Vater dieses 
Gedankens, denn sein eigener Name liegt wenigstens lautmale-
risch sehr dicht am lateinischen „plausus“, was so viel bedeutet 
wie „Beifall“. Nun stehen die Bühnenstücke des vor über 2000 Jah-
ren gestorbenen Autors zwar nicht mehr auf den Spielplänen der 
großen Theaterbühnen, seine Erkenntnis, dass der Name oft auch 
Programm ist, hat aber die Zeiten überdauert. Leider gibt es aller-
dings wie bei allen Naturgesetzen und Lebensweisheiten auch bei 
Plautus‘ Entdeckung immer wieder Ausnahmen von der Regel. Eine 
davon ist beispielsweise der Aktionsplan der Bundesregierung zur 
UN-Behindertenrechtskonvention, der vor einigen Wochen dem ge-
spannten Publikum vorgestellt wurde und seinem Namen kaum ge-
recht wird, weshalb er keine großen Beifallsstürme ausgelöst hat. 
Solches gilt auch für den fast zeitgleich veröff entlichten Aktions-
plan der bayerischen Landesregierung, den Nikolaus Höpcke für 
uns gelesen hat. Mit dem Plan verhält es sich ähnlich wie mit dem 
über die Landesgrenzen hinaus bekannten Oktoberfest: so wie die 
„Wiesn“ ein Fest ist, dass bereits endet, bevor der Oktober richtig 
begonnen hat, fehlen dem Aktionsplan vor allem die entscheiden-
den Aktionen.

Wesentlich charakteristischer als sein Name sind beim Oktober-
fest neben den Bierzelten übrigens die - ebenfalls durchaus berau-
schenden - Fahrgeschäfte, mit denen sich der Hamburger Fotograf 
Bertolt Monk beschäftigt hat. Der Rummelplatz als Ort von aus-
gelassenem Vergnügen verspricht die Möglichkeit physikalischer 
Grenzerfahrungen und ist oft dekoriert wie das Wunderland der 
Träume von Kindern, Jugendlichen und junggebliebenen Erwach-
senen. Monks Bilder zeigen ein erstarrtes Wunderland, dem das 
Leben erst noch eingehaucht werden muss, bevor es seinen Zau-
ber entfalten kann und illustrieren unser Schwerpunktthema „Pla-
nungsprozesse in der berufl ichen Integration“. Die setzen an einem 
ähnlichen Punkt an: es geht darum, starre Strukturen in Bewegung 
zu bringen, um Wünsche Wirklichkeit werden zu lassen. Der Artikel 
von Wiebke Kühl und Marcel Haack beschreibt beispielhaft einen 
solchen Versuch. Sabrina Friess, Andreas Hinz und Juliane Töpfer 
ziehen auf einer allgemeineren Ebene eine Zwischenbilanz des Ost-
holsteiner Projekts „Neue Wege zur Inklusion“.

Auch mit den anderen Beiträgen in dieser Ausgabe hoff en wir 
natürlich, dem fordernden Anspruch unseres Magazins gerecht zu 
werden und wünschen wie immer eine anregende Lektüre.
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Behindertenpolitik, die von einer Verwirkli-
chung der Inklusion noch weit entfernt ist. 
Es werden so gut wie keine neuen Maßnah-
men und Projekte zur Umsetzung der BRK 
in Bayern benannt. Zudem werden keine 
konkreten Zuständigkeiten und keine zeit-
lichen Vorgaben für die Umsetzung einzel-
ner Schritte defi niert. Außerdem werden 
alle potentiellen Maßnahmen unter einen 
generellen Haushaltsvorbehalt gestellt. Die 
Umsetzung der BRK in Bayern soll also im 
Rahmen der vorhandenen Mittel und Stel-
len erfolgen. Ohne die Bereitschaft zusätz-
liche fi nanzielle Mittel einzusetzen, schei-
det eine Vielzahl möglicher Schritte zur 
Umsetzung der BRK von Vorneherein aus.

Entgegen den Vorgaben der UN-Konven-
tion wurden die Verbände und Organisati-
onen behinderter Menschen bisher nicht 
an der Ausarbeitung des Aktionsplans 
beteiligt. Selbst der bayerische Landesbe-
hindertenrat wurde lediglich einen Tag vor 
der Verabschiedung des Aktionsplans im 

Entwurf eines bayerischen 
Aktionsplans
Lange Zeit hat die bayerische Staatsre-
gierung die Notwendigkeit eines eigenen 
Aktionsplans zur Umsetzung der UN-Be-
hindertenrechtskonvention bestritten. Das 
zuständige Sozialministerium wollte ledig-
lich einen unverbindlichen Maßnahmen-
katalog vorlegen. Nachdem im November 
2010 in einer Anhörung des Sozialaus-
schusses zur Umsetzung der Konvention in 
Bayern diese Haltung von Seiten der Ver-
bände und Behindertenorganisationen ve-
hement kritisiert wurde, hat die bayerische 
Regierung nun doch Anfang Mai 2011 den 
Entwurf eines Aktionsplans vorgelegt. 

Leider wird dieser hinter verschlossenen 
Türen ausgearbeitete Aktionsplan in keiner 
Weise den Ansprüchen der UN-Behinder-
tenrechtskonvention (BRK) gerecht. Bei 
dem 70-Seiten-Papier handelt es sich im 
Wesentlichen lediglich um eine Bestands-
aufnahme des Status Quo der bayerischen 

Inklusion als 
Mogelpackung
Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention in Bayern

Von Nikolaus Höpcke

Die bisherige Diskussion um die Um-
setzung der UN-Behindertenrechts-
konvention in Bayern steht geradezu 
exemplarisch für die Probleme und 
Schwierigkeiten der Bundesländer, 
einen tatsächlichen Paradigmen-
wechsel in ihrer Behindertenpolitik 
einzuleiten. Die Widerstände gegen 
eine konsequente Abkehr vom Für-
sorgeprinzip und eine Orientierung 
auf ein selbstbestimmtes Leben und 
eine gleichberechtigte Teilhabe be-
hinderter Menschen in allen Berei-
chen der Gesellschaft sind nach wie 
vor groß. In Bayern fokussiert sich 
die aktuelle landespolitische Debatte 
gegenwärtig auf einen Aktionsplan 
zur Umsetzung der Konvention und 
auf eine Novellierung des bayeri-
schen Erziehungs- und Unterrichts-
gesetzes (BayEUG). In beiden Berei-
chen sind die bisher vorliegenden 
Ergebnisse höchst unbefriedigend.
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Auf der Ebene der bayerischen Staatsregie-
rung muss eine Koordinationsinstanz ein-
gerichtet werden, die eine Durchführung 
der notwendigen Maßnahmen gewährleis-
ten soll und das Regierungshandeln auf 
seine Vereinbarkeit mit der UN-Konvention 
überprüft. Dieser Koordinationsmechanis-
mus (ein sogenannter Focal Point) sollte 
möglichst oberhalb der Ebene der Fach-
ministerien angesiedelt und direkt dem 
Ministerpräsidenten zugeordnet werden. 
Nur wenn Inklusion zur ‚Chefsache‘ erklärt 
wird, ist eine ressortübergreifende Durch-
führung der beschlossenen Projekte und 
Maßnahmen gewährleistet.

Auch die Beteiligung der Menschen mit 
Behinderung und der sie vertretenden Or-
ganisationen muss institutionell abgesi-
chert werden. Hierfür sind die bisherigen 
Strukturen des Landesbehindertenrats, der 
sich in der Regel nur zweimal jährlich triff t, 
ungeeignet. Eine echte Mitbestimmung bei 
der Erarbeitung und Umsetzung eines Ak-

Aktionsplans eingeforderten Grundsätze 
der Partizipation, der Transparenz und 
der Nicht-Diskriminierung einzelner Grup-
pen behinderter Menschen, wurden bisher 
in keiner Weise eingelöst. Konkrete und 
überprüfbare Ziele müssen erst erarbeitet, 
klare Zuständigkeiten für die Ausführung 
von Maßnahmen benannt, Budgetfragen 
geklärt  und Mechanismen zur Überprü-
fung und Fortentwicklung der Planung 
festgelegt werden. Hierzu fehlen in Bayern 
bisher die notwendigen administrativen 
Strukturen und Gremien sowie die perso-
nellen und fi nanziellen Mittel.

Für die weitere Erarbeitung und Um-
setzung eines Aktionsplans zur BRK fehlt 
bisher auch eine institutionelle Einbettung. 
Wie in Artikel 33 der Konvention vorge-
geben, sollte  auch in Bayern eine regie-
rungsunabhängige Anlauf- bzw. Monito-
ringstelle eingerichtet werden, die für die 
Förderung, den Schutz und die Überwa-
chung des Übereinkommens zuständig ist. 

Ministerrat nur grob über die Inhalte infor-
miert, ohne dass ihm die schriftliche Fas-
sung des Entwurfs vorgelegt worden wäre. 
Trotzdem behauptete die Staatsregierung 
im Landtag, der Aktionsplan sei inhaltlich 
mit dem Behindertenrat abgestimmt. Nach 
Protesten der Mitgliedsorganisationen im 
Behindertenrat und der Landtagsoppositi-
on sollen nun doch in einer zweiten Phase 
Behinderte und ihre Verbände sowie der 
bayerische Landtag in die weitere Ausar-
beitung eines bayerischen Aktionsplans 
eingebunden werden. 

Auf die Behindertenverbände und die 
Landtagsabgeordneten wartet hier noch 
eine Menge Arbeit, denn von einem stra-
tegisch ausgerichteten Handlungspro-
gramm, wie ihn das Deutsche Institut für 
Menschenrechte (DIM)  - die bundesdeut-
sche Monitoringstelle zur UN-Behinder-
tenrechtskonvention -  fordert, ist der bay-
erische Entwurf noch weit entfernt. Die 
vom DIM bereits für die Erstellung eines 

Foto: Bertolt Monk
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SchülerInnen mit besonderem Förderbe-
darf werden in sogenannten Förderschulen 
unterrichtet. Der Versuch, ihr behindertes 
Kind in einer Regelschule unterzubringen, 
ist für die betroff enen Eltern immer noch 
ein Spießrutenlauf. Der Sozialverband 
Deutschland hat in seinem Bildungsbaro-
meter Inklusion Bayern wegen seiner auch 
im Bundesvergleich geringen Integrati-
onsquote am unteren Ende der Tabelle in 
die Kategorie Rot eingestuft. Das bedeutet, 
dass ein politischer Wille zur Inklusion bis-
her nicht erkennbar ist. Die bildungspoli-
tische Separation hat für die betroff enen 
Kinder und Jugendlichen gravierende Fol-
gen. Über 70 Prozent der Kinder mit Behin-
derungen erreichen entweder gar keinen 
Schulabschluss, oder als höchsten Ab-
schluss lediglich den Hauptschulabschluss. 
Nur etwas über sieben Prozent schaff en 
die allgemeine oder fachgebundene Hoch-
schulreife. 

Von gleichen Bildungschancen und ei-
nem inklusiven Bildungssystem kann in 

Eine regelmäßige Berichterstattung 
über die Maßnahmen zur Erfüllung der 
Verpfl ichtungen aus dem Übereinkommen 
ist ein weiteres wichtiges Instrument zur 
Kontrolle der Umsetzung der UN-Konven-
tion. Auch die jeweiligen Landesregierun-
gen müssen sich zu einer regelmäßigen 
Berichterstattung über die Fortschritte bei 
der Verwirklichung gleichwertiger Lebens-
bedingungen von Menschen mit Behinde-
rung verpfl ichten. Erst wenn diese struk-
turellen Voraussetzungen erfüllt sind, ist 
ein Aktionsplan denkbar, der als verbind-
licher Fahrplan zur Umsetzung konkreter 
Maßnahmen und Projekte fungiert. Auf die 
weitere poltische Auseinandersetzung in 
der bayerischen Landespolitik darf man 
gespannt sein.

Inklusion im bayerischen 
Schulwesen
Das bayerische Schulsystem zeichnet sich 
bisher durch seinen besonders exklusiven 
Charakter aus. Weit über 80 Prozent aller 

tionsplans erfordert auch eine Professio-
nalisierung der Arbeit der Behinderten-
organisationen. Unverzichtbar ist deshalb 
die Einrichtung eines bayerischen Inklu-
sionsrates, der alle Selbstorganisationen 
behinderter Menschen und die Verbände 
der Behindertenhilfe vereinen sollte. Die-
ser Inklusionsrat  muss als arbeitsfähige 
Struktur über eine eigene Geschäftsstelle, 
eigenes Personal und einen eigenen Etat 
verfügen. Erst ein solcher Inklusionsrat 
wäre in der Lage, in Zusammenarbeit mit 
der Staatsregierung und den parlamenta-
rischen Gremien Gesetzgebungsprozesse 
und parlamentarische Initiativen zu initi-
ieren und konkrete Maßnahmen und Pro-
jekte zur Umsetzung der BRK zu begleiten. 

Die notwendige Professionalisierung be-
triff t auch das Amt der Behindertenbeauf-
tragten. Irmgard Badura, die bayerische 
Behindertenbeauftragte, muss im Gegen-
satz zu ihren Kollegen in anderen Bundes-
ländern ihren Full-Time-Job immer noch 
ehrenamtlich bestreiten. 

Foto: Bertolt Monk
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ein konkreter Stufenplan zur Verlagerung 
der Ressourcen von den Förderschulen 
auf die Regelschulen. Die Öff nung der För-
derschulen wird durch Höchstquoten für 
nicht-behinderte Kinder erschwert. Die 
Umwandlung der Förderschulen zu son-
derpädagogischen Kompetenz- und Bera-
tungszentren wird im Gesetz nicht geregelt. 
Die Berufung auf den  Elternwillen wird 
zur Legitimation des Förderschulwesens 
missbraucht, statt in den Förderschwer-
punkten Lernen, soziale und emotionale 
Entwicklung keine neuen Schüler mehr 
aufzunehmen und damit über die Hälfte 
der FörderschülerInnen automatisch an 
die Regelschule zu überweisen. 

Ohne einen konkreten Zeitplan zur Um-
setzung der Inklusion in der Schule und 
ohne die notwendigen fi nanziellen Res-
sourcen könnte der vorliegende Geset-
zesentwurf also schnell zu einem ersten 
Schritt in die falsche Richtung werden. 
Eltern- und LehrerInnenverbände befürch-
ten zudem aufgrund der interfraktionellen 
Unterstützung für die Gesetzesnovelle kei-
nen parlamentarischen Ansprechpartne-
rInnen mehr für ihre Kritik zu fi nden. Dies 
wurde eindrucksvoll in einer Anhörung 
des Bildungsausschusses im Mai deutlich. 
Der bayerische Städte- und Gemeindetag 
drohte der Staatsregierung wegen der un-
geklärten Finanzzuständigkeiten gar mit 
einer Verfassungsklage. Auch hier darf 
man darauf gespannt sein, wie lange der 
interfraktionelle Konsens trägt und wie die 
weitere poltische Auseinandersetzung ver-
läuft. Bis zur umfassenden Umsetzung der 
Inklusion in allen gesellschaftlichen Berei-
chen ist es auf jeden Fall auch in Bayern 
noch ein weiter Weg.

faktisch für das neue ‚Schulprofi l Inklusi-
on‘ infrage. Die inklusiven Modellschulen 
erhalten zusätzliche sonder- und heilpäd-
agogische Fachkräfte.  Allerdings sollen ab 
dem Schuljahr 2011/2012 zunächst nur 30 
solcher Schulen mit dem Profi l Inklusion in 
ganz Bayern eingerichtet werden.  Inter-
essierte Eltern und SchülerInnen müssen 
so in der Regel noch weitere Fahrtwege 
in Kauf nehmen als bei den spezialisierten 
Förderschulen. Diese Modellschullogik ist 
für die betroff enen Eltern nicht attraktiv, 
schaff t neue Enklaven und verzögert ver-
mutlich zudem die allgemeine Umsetzung 
der Inklusion an den bayerischen Regel-
schulen.

Problematisch ist auch der im Gesetz 
enthaltene generelle Ressourcen- und 
Finanzierungsvorbehalt. Das Menschen-
recht auf gleichen Bildungszugang wird 
so unter Haushaltsvorbehalt gestellt. Es 
fehlt ein konkreter Stufenplan zum inklu-
siven Ausbau  der bayerischen Schulen. 
Die Umsetzung der Barrierefreiheit an 
den Regelschulen ist genauso wenig gere-
gelt, wie die Bereitstellung der notwendi-
gen Anzahl von SchulbegleiterInnen und 

der dringend erforderliche Ausbau des 
Mobilen Sonderpädagogischen Diens-
tes. Ohne eine Übernahme des behin-
derungsbedingten Mehraufwandes und 
Förderbedarfs drohen jedoch erhebliche 
Einschränkungen bei den Bildungszielen. 
Aus den behinderten Schülerinnen kön-
nen in der Regelschule mit überforderten 
LehrerInnen und zu großen Klassen ohne 
erhöhten Förderfaktor schnell sog. ‚Bei-
stellschülerInnen‘ werden. Hier gilt Nach-
teilsausgleich vor Lernzieldiff erenz. Der 
Haushaltsvorbehalt im Gesetz wird sonst 
zur Inklusionsbremse.

Auch die Zukunft der Förderschulen 
bleibt im Gesetzesentwurf off en. Es fehlt 

Bayern bisher also nicht die Rede sein. 
Eine interfraktionelle Arbeitsgruppe des 
bayerischen Landtages hat nun versucht 
mit einem Gesetzesentwurf zur Änderung 
des bayerischen Erziehungs- und Unter-
richtsgesetzes Inklusion im bayerischen 
Schulwesen zu verankern. Leider bleibt 
auch dieser Gesetzesentwurf auf halber 
Strecke stehen, in dem er versucht In-
klusion in das bestehende hoch selektive 
bayerische  Schulsystem einzupassen. Der 
Bildungsexperte Professor Hans Wocken 
spricht deshalb treff end auch von einem 
‚Schulstruktursicherungsgesetz‘. 

Das Wahlrecht der Eltern über den Bil-
dungsgang ihrer behinderten Kinder soll 
nach den Plänen der Landesregierung 
zwar gestärkt werden, doch im Konfl iktfall 
können die Schulaufsichtsbehörden auch 
gegen den Willen der Eltern entscheiden. 
Die Fähigkeit zur aktiven Teilnahme am 
Unterricht entfällt zwar als Aufnahmekri-
terium an der Regelschule, doch bei einem 
unzumutbar hohen Förderaufwand kön-
nen die Schulaufwandsträger die Aufnah-
me eines behinderten Kindes in der Regel-
schule verweigern. Hier sind komplizierte 

gerichtliche Auseinandersetzungen gera-
dezu vorprogrammiert. Ein individueller 
Rechtsanspruch auf die inklusive Beschu-
lung in einer wohnortnahen gemeinsamen 
Schule wurde leider nicht gesetzlich fest-
geschrieben.

Inklusiver Unterricht wird im Gesetzes-
entwurf als Aufgabe aller Schulen defi niert, 
allerdings bleiben schulartspezifi sche Auf-
nahmebedingungen davon unberührt. Da-
mit werden Gymnasium und Realschule 
auch in Zukunft weitgehend behinderten-
frei bleiben. SchülerInnen mit sonderpäd-
agogischem Förderbedarf werden an die 
Grund-, Haupt- und Volksschulen verwie-
sen. Diese Schularten kommen dann auch 
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„Es fehlt ein konkreter Stufenplan zum inklusiven Ausbau der  

bayerischen Schulen.“
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zusammen das Persönliche Budget für 
den betrieblichen Berufsbildungsbereich. 
Dann ging auf einmal alles ganz schnell. 
Ich suchte mir einen Jobcoach. Elke Frank, 
eine freiberufl iche Sozialpädagogin, kannte 
ich schon länger, sie sollte mir meine Prak-
tikumsplätze suchen. Ich wollte unbedingt 
auf dem Bau arbeiten, aber es war leider 
Winter und keine Baufi rma wollte mich ha-
ben. Mein Jobcoach fand ersatzweise einen 
Bäcker, bei dem ich arbeiten konnte, das 
gefi el mir aber überhaupt nicht, ich wollte 
ja sowieso nie Bäcker werden, ich wollte 
immer gern eine Arbeit draußen und in Be-
wegung haben. Darum wurde mein erstes 
Praktikum auch sehr schnell wieder been-
det, das war einfach nichts für mich. Von 
da an saß ich nun erst mal zu Hause und 
meine Budgetassistentin Wiebke Kühl sag-
te zu mir: „Du brauchst einen Plan!“ Mit ihr 
zusammen stellte ich mir viele Fragen:
• Warum soll ich eigentlich den ganzen Tag 

lang arbeiten gehen für so wenig Geld?
• Was kann ich überhaupt gut? 
• Bin ich wirklich gern bei jedem Wetter 

draußen?

Meine Zukunftsplanung 
Das erste Stück vom langen Weg ist bereits gegangen...

Von Marcel Haack und Wiebke Kühl 

Als er die Schule verließ, war Mar-
cel Haack 16 Jahre alt und es war 
nicht klar, wie und wo er arbeiten 
könnte. Er wurde gründlich durch-
getestet und sollte schließlich in eine 
Werkstatt für behinderte Menschen 
gehen. Das wollte er nicht und bean-
tragte ein Persönliches Budget, um 
seine berufl iche Ausbildung selbst 
zu organisieren. Zunächst ging alles 
schief, bis er eine Persönliche Zu-
kunftsplanung begann…

Hallo, ich heiße Marcel. Ich bin 17 Jahre 
alt und wohne in Husum an der Nordsee. 
Ich fahre gerne Fahrrad, manchmal viel, 
manchmal auch weniger, je nachdem, wie 
das Wetter so mitspielt. Am liebsten ver-
bringe ich meine Zeit im Fitness-Studio, 
das ist bei mir in der Nähe und dort trai-
niere ich mit vielen anderen Leuten zu-
sammen. Im Fitness-Studio habe ich auch 
schon viele neue Freunde gefunden, aber 
das war eigentlich ganz einfach. Zu Hause 
sitze ich gern vor meinem Laptop und chat-
te bei meinVZ, SchülerVZ und ICQ und bei 

YouTube sehe und höre ich mir Musikvide-
os an. Ich bin ein großer Fan von Sido, B-
Tight und Fler. Außerdem fotografi ere ich 
alles, was hübsch aussieht: Landschaften, 
tolle Häuser, Menschen, Läden und Autos. 
So zufrieden war ich mit meinem Leben 
nicht immer, denn nach der Schule lief erst 
einmal alles schief…

Die Schule ist zu Ende… 
und nun?
Die Schule habe ich mit einem Förder-
schulabschluss abgeschlossen, aber das ist 
schon über ein Jahr her. Danach war ich 
im Praktikum. Die Agentur für Arbeit woll-
te herausfi nden, für welche Arbeit ich am 
Besten geeignet bin. Es sollte entschieden 
werden, ob ich in die Husumer Werkstät-
ten gehen soll oder auf dem freien Arbeits-
markt eine Beschäftigung fi nden kann. Die-
se Zeit war ganz schön schwer und lang. 
Das Ergebnis hat mir und meinen Eltern 
nicht gefallen. Nein, ich sehe mich nicht in 
einer Werkstatt für behinderte Menschen, 
viel lieber wollte ich auf dem Bau arbei-
ten! So beantragte ich mit meinen Eltern 
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• Was genau auf dem Bau reizt mich?
• Was muss ich an meiner Einstellung 

verändern, um ein guter Arbeitnehmer 
zu werden?

• Wie stelle ich mich in einem Betrieb 
vor?

Diese ganzen Fragen zu beantworten war 
sehr mühsam und alle Leute um mich he-
rum wurden immer ratloser. Wir steckten 
alle zusammen in einer richtigen Krise. 
Dann hat Wiebke Kühl mich dafür gewon-
nen, gemeinsam mit ihr und meinem Job-
coach Elke Frank bei einer Weiterbildung 
zu Persönlicher Zukunftsplanung mitzuma-
chen. Das war sehr aufregend, aber es ta-
ten sich erst einmal neue Fragen für mich 
auf:
• Wieso sollte ich lauter fremden Leuten 

von mir erzählen? Das geht die doch 
gar nichts an!

• Warum muss ich überhaupt über meine 
Zukunft nachdenken? Ich will nicht zu 
irgendetwas gezwungen werden!

Ungefähr alle sechs Wochen fuhren wir 
drei zusammen den langen Weg nach Ost-
holstein und arbeiteten immer zwei Tage 

an dem Thema „persönliche Zukunftspla-
nung“. Ich schlief sogar im Hotel, weil mir 
die Fahrerei zuviel wurde und nach kurzer 
Zeit mochte ich alle anderen Seminarteil-
nehmer sehr gerne. Ich begann damit, 
ganz neu über mich nachzudenken und 
beschloss, eine eigene Zukunftsplanung zu 
machen. Jetzt wurde es erst richtig span-
nend! 

Ich baue mir ein „Double“
„Um seine Zukunft besser planen zu kön-
nen, muss man sich heute gut kennen“, 
erklärte Carolin Emrich im ersten Modul 
der Weiterbildung und wir gestalteten alle 
einen Körperumriss von uns selbst. Dieser 
wurde mit Inhalt gefüllt. Im Seminar ging 
das alles sehr schnell und ich bat Wiebke 
und Elke, ob wir zu Hause nicht einen rich-
tigen, lebensgroßen Körperumriss von mir 
machen könnten. Und so kam es auch. 
Zuerst gestalteten wir meine Kleidung. 
Mein „Double“ bekam die gleichen Kleider 
an wie ich sie trug und ein großes Foto von 
mir wurde der Kopf. Um den Kopf herum 
klebten wir Wolken, in denen ich meine 

Träume beschrieben konnte. Die Träume 
sollen mich motivieren und mir Kraft zum 
Durchhalten geben, wenn es gerade mal 
nicht so gut läuft in meinem Leben. Mei-
ne Träume sind sehr unterschiedlich: Ich 
wünsche mir eine große Villa mit eigenem 
Sportplatz, einer riesigen Garage für vie-
le schnelle Autos und einen ganzen Berg 
Goldtaler, in die ich hineinspringen darf 
wie Dagobert Duck. Ich wünsche mir auch, 
Post zu bekommen und ein eigenes Han-
dy zu haben, eine sportliche und witzige 
Freundin und dass ich mal ein Wochenende 
mit Sido in Berlin leben darf. 
In die Arme klebe und schreibe ich alles 
das hinein, was ich gut kann, was ich bei 
der Arbeit gelernt habe und wie ich sonst 
so bin. Ich bin zum Beispiel sehr mutig. In 
die Hand bekam ich einen Koff er, in dem ist 
aus jedem Praktikum ein Foto von mir zur 
Erinnerung. Nach jedem Praktikum ergän-
ze ich den Körperumriss, so ist er immer 
aktuell und verändert sich, genau wie ich.
Im Herzen sammele ich gute Dinge über 
mich. Was andere Menschen so über mich 
denken und sagen ist mir sehr wichtig. 

Foto: Bertolt Monk
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Im Seminar lernten wir etwas über Un-
terstützerkreise und Zukunftsfeste. Ines 
Boban erzählte uns, dass es manchmal 
hilfreich ist, alle wichtigen Menschen um 
uns herum mit in die Planung einzubezie-
hen und sie zu fragen: „Sag mal, wo siehst 
Du mich eigentlich in ein paar Jahren?“ 
Das hat mich wirklich neugierig gemacht. 
Vielleicht gibt es ja auch bei mir Menschen, 
die mir helfen können, meine Träume zu 
erreichen. Ich brauchte also einen Unter-
stützungskreis. Im Seminar fragte ich To-
bias Zahn aus der Schweiz, ob er für mich 
das Planungstreff en moderieren kann und 
Inken Kramp von mixed pickles aus Lübeck 
bat ich, für mich zu zeichnen. Alle sagten 
zu und ich plante zusammen mit Wiebke 
weiter. Wir hatten viel vorzubereiten. 

Ich lade ein….
…insgesamt 27 Menschen: Meine Familie, 
ein paar Nachbarn, Freunde und Freun-
dinnen aus dem Fitness-Studio, meine Pa-
tentante, alle bezahlten Unterstützer und 
UnterstützerInnen, die ich habe, den Leis-
tungsträger und natürlich meine Modera-
toren Tobias und Inken. 

23 von den eingeladenen Menschen ka-
men zu meinem Zukunftsplanungstreff en. 
Das Planungstreff en startete um 16 Uhr, 
aber Wiebke, Elke, Tobias und Inken haben 
sich schon am Vormittag mit mir getroff en. 
Beim gemeinsamen Frühstück haben wir 

gefunden, welche Menschen mir besonders 
am Herzen liegen, welche ich mag, welche 
mit mir einfach nur bekannt sind und wel-
che Menschen ich für ihre Unterstützung 
bezahle. Das ist mir sehr schwer gefallen, 
weil ich viele der bezahlten Unterstützer 
sehr gern habe und eigentlich viel näher in 
die Mitte geschrieben hätte. Ich musste un-
terscheiden, welche Menschen in meinem 
Leben mir gut tun und mich unterstützen 
und welche immer nur an mir herumme-
ckern mir nicht helfen. Ich musste auch 
unterscheiden, welche von den Menschen 
meine eigenen Freunde sind und welche 
ich nur gut kenne, weil meine Eltern mit 
ihnen befreundet sind. 

Mein Körperumriss wird im Laufe der 
Zeit also immer voller und bunter. Alle Me-
thoden, die wir im Seminar gelernt haben, 
habe ich zu Hause mit Elke und Wiebke 
gründlich durchgearbeitet. Jetzt kenne ich 
mich also selber ganz gut. Und auch bei der 
Arbeit in den unterschiedlichen Praktika-
stellen läuft es immer besser. Kein Prak-
tikum wurde mehr vorzeitig beendet, die 
Arbeit bringt mir heute Spaß und ich habe 
richtige Lust, mich auszuprobieren.

Ich erprobe viele Methoden
Was mir aber immer noch fehlte war eine 
klare Vorstellung von meiner Zukunft. Wo 
will ich denn dauerhaft arbeiten, und was 
fange ich mit meiner Persönlichkeit an?

Manchmal tut es weh, wenn ein Chef ein 
Praktikum vorzeitig beendet, weil ich nicht 
so gearbeitet habe, wie er es von mir er-
wartet hat. Alles, was die Chefs und Kol-
legen über mich sagen oder denken, das 
ist mein „Ruf“. Der war früher nicht so gut 
und ich arbeite heute immer wieder dar-
an, ihn zu verbessern. Während der Schule 
und auch danach war es mir echt egal, was 
andere Menschen über mich denken. Wenn 
ich aber eine Arbeit haben und vor allem 
behalten möchte, dann muss ich meine 
Einstellung verändern. Das weiß ich heute 
und deshalb sammele ich „meinen Ruf“ in 
einem goldenen Briefumschlag. Manchmal 
lese ich mir die Aussagen der Chefs und 
Arbeitskollegen durch und staune, wie sich 
mein Ruf im Laufe der Zeit positiv verän-
dert. Darauf bin ich wirklich stolz.

Im Bauch schreibe ich auf, woran ich 
jetzt gerade arbeite. Das mache ich zu-
sammen mit meinem Jobcoach. Wir sind 
uns nicht immer einig darüber, was an die-
ser Stelle stehen soll. Manchmal bestimmt 
mein Jobcoach, dass ein Thema grade be-
sonders wichtig ist, auch wenn ich erst mal 
keine Notwendigkeit sehe. Heute weiß ich, 
dass Elke da immer Recht mit hat und ich 
ihr wirklich vertrauen kann.

In die Beine habe ich alle Menschen ge-
klebt, die mir heute wichtig sind und dazu-
geschrieben, warum sie so wichtig sind. Mit 
dem „Circle of Friends“ habe ich heraus-
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alles übersetzt und ich habe auch ein paar 
englische Wörter gelernt. Manchmal war 
das alles ganz schön viel für mich, aber es 
war kein Problem für die Gruppe, wenn 
ich mir mal eine kleine Auszeit genommen 
habe, oder vielleicht noch mal nachgefragt 
habe. Im April gab es dann noch ein Wo-
chenende in Prag. 

Seit einem Jahr und fünf Monaten ar-
beite ich jetzt mit dem Persönlichen Budget 
in Betrieben auf dem allgemeinen Arbeits-
markt. Meine eigene Weiterentwicklung 
wird begleitet mit den Methoden der Per-
sönlichen Zukunftsplanung und ich bin 
sehr stolz auf mich. Ich bin mir ganz sicher: 
In einem halben Jahr werde ich 18 und ich 
weiß genau: Über mein Leben bestimme 
ich und nach den Erfahrungen mit der Per-
sönlichen Zukunftsplanung weiß ich genau, 
was meine Ziele sind und wie ich sie errei-
chen kann!

geschaut. Und ich habe Freunde, die mich 
unterstützen: Sie hören mir zu, geben mir 
Tipps und lernen mit mir. Mein Zimmer ist 
umgebaut und ich habe nun viel Platz.

Für mich hat sich dieses Treff en gelohnt. 
Heute blicke ich zuversichtlich in die Zu-
kunft.

Und was mache ich mit den 
Ergebnissen meiner Planung?
 Auf dem großen Fachtag in Lensahn im 
September 2010 berichtete ich von meiner 
Planung. Ich durfte auf dem Podium vor 
ungefähr 350 Menschen von meiner Pla-
nung erzählen und zusammen mit Wiebke 
Kühl und Sabine Klein von careNETZ und 
anderen Budgetnehmern auch in einem ei-
genen Workshop über meine Planung und 
das Persönliche Budget erzählen. Ich fühlte 
mich sehr wichtig.

Weil mir meine eigene Planung und die 
Weiterbildung sehr viel Spaß gemacht hat-
ten, hatte ich auch sofort Lust, mit anderen 
Teilnehmern der Fortbildung nach Bratis-
lava und Prag zu fahren. Dort sollten wir 
zu Multiplikatoren ausgebildet werden, um 
dann besser von Persönlicher Zukunftspla-
nung berichten zu können. Das erste Semi-
nar in Bratislava war im Februar und es 
haben sich dort Experten für Persönliche 
Zukunftsplanung aus vier Ländern von Juli 
Lunt aus England schulen lassen. Es wurde 
nur Englisch gesprochen. Für mich wurde 

den Tag besprochen. Ich habe meine eige-
ne Präsentation geübt, denn zum Beginn 
des Treff ens stellte ich mich vor mit einer 
PowerPoint- Präsentation über alles, was 
mir bisher wichtig war. Ich zeigte meinen 
Gästen auch die erarbeiten Materialien 
und beschrieb meinen Körperumriss, die 
Sozialraumkarte und meine Erfahrungen 
aus den Praktika. Meine Mutter sorgte 
für die Raumdekoration und die Geträn-
ke. Zwischendurch gab es eine Pause, ein 
Pizzaservice brachte leckere Riesen-Pizzen 
für alle.

Nach vier Stunden schwerer Arbeit und 
gutem Essen war ein richtiger Plan fertig. 
Seitdem habe ich konkrete Ziele für die 
Arbeit und meine Freizeit für das ganze 
kommende Jahr und einen Zeitplan, was 
davon bis Ostern alles erreicht sein soll. 
Und eines kann ich schon jetzt verraten: 
Ein paar Träume sind heute schon in Er-
füllung gegangen: Ich habe nun ein eigenes 
Handy und kann es auch sehr sicher bedie-
nen. Ich hatte mich bisher nie getraut, eins 
zu kaufen aus Angst, damit nicht umgehen 
zu können und ausgelacht zu werden. Ich 
habe mir auch einen Laptop gekauft, ich 
schreibe damit meine Praktikumsberichte 
für die Arbeit, archiviere meine Fotos und 
surfe im Internet. Das Beste daran ist, dass 
ich dabei auf meinem Bett sitzen kann! Mit 
meiner Mutter zusammen war ich in Berlin 
und habe mir den Fanladen von Sido an-

Kontakt und nähere Informationen

Mail: wiebkekuehl@foni.net

Marcel Haack

ist Budgetnehmer und  

als Selbstvertreter zum 

Botschafter für Persön-

liche Zukunftsplanung 

ausgebildet.

Wiebke Kühl                      

seit 2011 freiberufl ich 

als Zukunftsplanerin und 

Referentin tätig

Fotos: Bertolt Monk
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Dabei sind nicht die Unterschiede an 
sich, sondern ihre gesellschaftlichen Be-
wertungen und die mit ihnen verbundenen 
Zuschreibungen entscheidend. Mit diesen 
Eckpunkten ist auch klar, dass die Fra-
ge des Umgangs mit Beeinträchtigung ein 
wichtiger, aber eben nur ein Aspekt der 
Inklusion ist. Zudem wird Inklusion nie 
komplett realisiert sein, sondern eher eine 
Orientierung, ein ‚Nordstern‘, der bei den 
nächsten konkreten Schritten auf dem Weg 
zur Realisierung der Bürgerrechte für alle 
hilfreich ist (vgl. Boban 2008).

Zweitens: Nützlich für die Klärung von 
Inklusion ist auch die Unterscheidung von 
drei Ebenen, die der englische Pädagoge 
Tony Booth (2008) vorschlägt:
• Die Teilhabe von Personen betrachtet 

das individuelle Recht auf Beteiligung 
in allen Lebensbereichen. Aus der 
Integrationsentwicklung ist diese Ebene 
gut bekannt, immer wieder geht es 
um Konfl ikte mit einzelnen Personen 
im Mittelpunkt. Das Problem dabei ist 
jedoch, dass es schnell dazu kommen 
kann, dass die Person vor allem als ‚das 
Problem‘ angesehen und auf diesen 
einen Aspekt reduziert wird.

• Barrieren in Systemen richten den 

Inklusion?
Inklusion ist keine Frage der Behinder-
tenhilfe oder der Sonder- oder Heilpäda-
gogik, sondern ein Konzept, das mit einer 
Diskussion im englischsprachigen Raum 
sei den 1970er Jahren die Frage nach dem 
Umgang mit Unterschieden zwischen Men-
schen insgesamt stellt (vgl. Hinz 2008). 
Zwei Aspekte verdeutlichen dies.

Erstens: Im englischsprachigen Diskurs 
der vergangenen 40 Jahre lassen sich vier 
Eckpunkte ausmachen, die für die Klärung 
des Inklusionsbegriff s wichtig sind (vgl. 
Hinz 2004): Inklusion
• wendet sich der vorhandenen oder 

noch steigerbaren Vielfalt positiv zu,
• umfasst alle Dimensionen von Heteroge-

nität (Fähigkeiten, Geschlechterrollen, 
ethnische Hintergründe, Nationalitäten, 
Erstsprachen, Hautfarben, soziale Mi-
lieus, Religionen, sexuelle Orientierun-
gen, körperliche Bedingungen etc.),

• orientiert sich an der Bürgerrechtsbe-
wegung und wendet sich gegen jede 
Tendenz, jemanden aufgrund irgend-
welcher Zuschreibungen an den Rand 
der Gesellschaft zu drängen und

• vertritt die Vision einer inklusiven 
Gesellschaft.

Von Sabrina Friess, Andreas Hinz und Juliane Töpfer

Über das Projekt ‚Neue Wege zur 
Inklusion – Zukunftsplanung in Ost-
holstein‘ ist bereits in der impulse 54 
berichtet worden (vgl. Doose 2010). 
Zur Erinnerung: Im Kreis Ostholstein 
wird im Rahmen der Initiative „alle 
inklusive“ ein knapp zweijähriges 
Projekt mit dem Schwerpunkt einer 
inklusiv angelegten Weiterbildung 
zur Zukunftsplanung durchgeführt. 
Dieses Projekt verbindet die Ebene 
persönlicher Planungen mit einer so-
zialräumlichen Perspektive, bei der 
zwei Träger der Behindertenhilfe 
eine besondere Rolle einnehmen, in-
dem sie diesen Ansatz zur Grundlage 
ihrer weiteren organisatorischen 
Entwicklung machen wollen (vgl. 
Sohns 2008).

Im Folgenden geht es um eine Ge-
samtwürdigung des Projekts auf der 
Basis des Berichts der Wissenschaft-
lichen Begleitung (vgl. Hinz, Friess 
& Töpfer 2010). Neben der Präsen-
tation der Ergebnisse werden auch 
die ambitionierten Ansprüche des 
Projekts im Hinblick auf Inklusion 
und Innovation befragt.

Vor den Mühen der Ebene
Evaluation des Projekts 
„Neue Wege zur Inklusion – Zukunftsplanung in Ostholstein“
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bis hin zum „schöpferischen Gespräch“, 
bei dem wir gemeinsam etwas zu erspüren 
versuchen, das aus der Zukunft nun in die 
Welt kommen will. Für diese selten gelin-
gende Qualität erfi ndet Scharmer den Be-
griff  ‚presencing‘, eine Mischung aus in der 
Gegenwart sein (‚presence‘) und erfühlen 
(‚sensing‘).

Für das Gelingen gibt es neben Zeit und 
Ruhe hilfreiche Bedingungen, die Schar-
mer (2009, 63-67) „Freunde von Verände-
rung“ nennt: die Öff nung des Denkens, des 
Herzens und des Willens. Dagegen können 
einige „Feinde von Veränderung“ es er-
schweren: Stimmen des Urteilens, Zynis-
mus und Angst. Dieses Projekt formuliert 
also einen zweiten hohen Anspruch: Es 
sollen neue Wege zur Inklusion gegangen 
werden…

Evaluation des Projekts
Die Wissenschaftliche Begleitung des Pro-
jekts „Neue Wege zur Inklusion“ besteht 
aus Andreas Hinz, Sabrina Friess und Ju-
liane Töpfer, von denen die beiden letzt-
genannten Studentinnen an der Martin-
Luther-Universität in Halle sind. Sie sorgen 
für eine durchgängige Beobachtung aller 
Kurse und schreiben anschließend ihre 

wickeln – und nicht nur das Bisherige ein 
bisschen besser zu machen (vgl. Scharmer 
2009). Es sind also tiefgreifende Verände-
rungen nötig, die kreatives Potenzial und, 
wie er formuliert, das „Denken von der 
Zukunft her“ erfordern. Dafür ist es wich-
tig, sich mit den eigenen (persönlichen, ge-
meinsamen, institutionellen, kommunalen 
oder regionalen) ‚blinden Flecken‘ ausein-
anderzusetzen. Interessanterweise sind bei 
vielen Innovationen zwar immer der Gegen-
stand der Veränderung, schon manchmal  
aber weniger die Prozesse, meist dagegen 
gar nicht die eigenen Quellen (ursprüngli-
che Motivation, Sehnsüchte etc.) im Blick, 
die dann unbewusst und dementsprechend 
auch unverändert bleiben.

Damit etwas Neues entstehen kann, 
ist es wichtig, auf die eigene Wahrneh-
mung, das Zuhören und das gemeinsame 
Gespräch zu achten. Hier unterscheidet 
Scharmer vier Qualitäten, vom „selbstbe-
züglichen Zuhören“, bei dem ich nur das 
‚downloade‘, was ich immer schon gedacht 
habe, und nichts Neues aufnehme, über die 
„konfrontative Debatte“, bei der ich mich 
vor allem von anderen abgrenze, über den 
„empathischen Dialog“, bei dem ich off en 
bin für neue Ergebnisse und Erkenntnisse, 

Blick auf Dienste oder Einrichtungen 
wie Kitas, Schulen, Betriebe, Städte, 
Kirchengemeinden, Stadtteile, Rathäu-
ser etc. und fragen nach deren inklusi-
ver Qualität. ‚Das Problem‘ liegt nicht 
mehr bei einzelnen Personen, sondern 
wird zur Aufgabe der jeweiligen Ein-
richtung oder des jeweiligen Dienstes.

• Die Umsetzung von inklusiven Werten 
richtet schließlich den Blick auf die 
Frage, auf welcher Basis und mit wel-
chem Selbstverständnis eine Entwick-
lung betrieben wird. Hier bieten sich 
viele Aspekte wie Gleichheit, Rechte, 
Gemeinschaft, Respekt für Vielfalt, aber 
auch Freude, Mut und Schönheit an.

Eine Ebene bleibt notwendigerweise be-
schränkt, erst ihre Ergänzung ermöglicht 
eine inklusive Perspektive auf das Ganze. 
Dieses Projekt erhebt also den Anspruch, 
Wege zur Inklusion weisen zu können – ein 
hoher Anspruch… 

Neue Wege?
Der Innovationsforscher Otto Scharmer, 
der u. a. Managertrainings für multinatio-
nale Konzerne durchführt, geht davon aus, 
dass unsere Welt insgesamt nur überleben 
kann, wenn es gelingt, etwas Neues zu ent-

Foto: Bertolt Monk
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Gruppe. Es entstehen neue Anregun-
gen, Freundschaften und Projekte. Hier 
ist der regionale Bezug hilfreich.

• In den Kursen ergeben sich viele neue 
Kooperationsbeziehungen. Intensi-
ve Austauschprozesse auch zwischen 
bestehenden Kooperationen erfahren 
eine neue Qualität – auf individueller, 
institutioneller, regionaler und über-
regionaler Ebene. So entstehen eine 
Vielzahl neuer Ideen über Zielgruppen 
und Inhalte.

• Die TeilnehmerInnen nehmen die 
Atmosphäre in den Kursen meist als 
sehr positiv wahr. Sie freuen sich, sich 
zu treff en und etwas Anregendes tun zu 
können und schätzen Situationen mit 
emotionaler Tiefe.

• Die Vielzahl von Methoden und Mate-
rialien nehmen die TeilnehmerInnen 
dankend mit. Durch die große Auswahl 
können sie viele Erfahrungen sammeln, 
was die Chancen für deren Anwendung 
in der Praxis erhöht.

Wie diese Aspekte deutlich machen, ist es 
insgesamt gelungen, über off enes Denken, 

Examensarbeiten über spezifi sche Aspekte 
des Projekts.

Die Evaluation kombiniert qualitative 
und quantitative Methoden und hat zu-
nächst einen breiten Fokus, so dass alle 
relevanten Aspekte erfasst werden kön-
nen. Im Verlauf des Projekts zeichnen sich 
zunehmend deutlich Kernpunkte ab, in 
positiver wie in problematischer Hinsicht, 
denen dann gezielter nachgegangen wird. 
Flankiert wird die Evaluation einerseits 
durch Rückmeldungen der Beteiligten nach 
jedem Modul der Weiterbildung, anderer-
seits durch zahlreiche Interviews zu Be-
ginn und am Ende des Projekts mit vielen 
Beteiligten, die Erwartungen, Erfahrungen 
und Einschätzungen herauskristallisieren. 
Ergänzend werden auch die Themen der 
eingerichteten ‚Regionalen Plattform‘ so-
wie Portfolios von KursteilnehmerInnen in 
die Auswertung einbezogen.

Ergebnisse der Evaluation
Im Verlauf des Projekts wird deutlich, dass 
es einige positive Antworten auf die Her-
ausforderungen des Projekts gibt, die als 

Erfolge gesehen werden können. Ebenso 
gibt es Schwierigkeiten, die sich zu neu-
en (oder alten) Fragen entwickeln. Beides 
wird in aller Kürze nachfolgend zusam-
mengefasst.

Erfolge – Antworten
• Es gibt eine Vielzahl von Planungen 

aus den Kursen heraus – manche sehr 
erfolgreich, manche fast erfolgreich, 
manche auch noch nicht fertig. Sie 
betreff en größere und kleinere Vorha-
ben – ein Persönliches Budget, einen 
Umzug, eine Hochzeit, die Einführung 
von Zukunftsplanung in einer Schule, 
auch ein Hobby, eine Reise u.v.m.

• Für viele TeilnehmerInnen eröff nen sich 
neue Horizonte. Persönliche Zukunfts-
planung ist ein Instrument, das einen 
inklusiven Weg bestimmen kann. Die 
zugänglichen Methoden und Benutzer-
freundlichkeit, die über Symbole und 
Sprache sofort angewendet werden 
können, machen dies leichter.

• Wichtig fi nden die TeilnehmerInnen den 
Austausch innerhalb der heterogenen 
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off enes Fühlen und off enen Willen zu neu-
en Sichtweisen und Ideen zu kommen. Der 
Start eines neuen Entwicklungsprozesses 
in der Region ist damit gelungen – tatsäch-
lich neue Wege zur Inklusion können nun 
verstärkt gegangen werden.

Stolpersteine – neue Fragen
Neben den positiven Aspekten tauchen auch 
einige Stolpersteine auf, für die es in Zu-
kunft Handlungs- oder Klärungsbedarf gibt.
• Bei manchen Planungen besteht off en-

bar keine hinreichende Klarheit darü-
ber, inwieweit es sich um eine Übungs-
situation oder um eine reale Planung 
handelt. Auch ist nicht immer deutlich, 
wer wie weit die Verantwortung für sie 
trägt. Hier tauchen auch Rollenkon-
fl ikte auf: Würde eine Mitarbeiterin in 
Anwesenheit ihres Chefs vernehmbar 
von einer Kündigung und dem Aufbau 
einer ganz anderen Existenz träumen? 
Ebenfalls taucht auch die Frage auf, 
innwieweit am Beginn des eigenen 
Lernprozesses ernsthaft geplant wer-
den kann.

• Eine unbeantwortete Frage richtet sich 
an die Inklusivität des Projekts. Eine 
gemischte Zusammensetzung ist die Vo-
raussetzung dafür, nicht aber schon die 
Inklusivität selbst. So wichtig für alle 
Beteiligten dieser Anspruch ist: Hier gilt 
es eine Praxis zu entwickeln, die über 
ein für alle gleiches Buff et hinausgeht, 
von dem sich jede(r) individuell Passen-
des nimmt – und bei dem nicht gesi-
chert ist, dass für alle etwas Schmack-
haftes dabei ist. Insbesondere gilt es 
über individuelle Unterstützungsformen 
im Vorwege oder vor Ort nachzudenken 
(vgl. hierzu Töpfer 2011).

• Eine weitere Frage betriff t die Mode-
ration der Kurse. Bei ihr ist wichtig, 
dass sowohl Erfahrungen von anderen 
präsentiert werden, als auch eigene 
Erfahrungen gesammelt werden kön-
nen, etwa mit dem Ausprobieren neuer 
Methoden. Dieses Ausbalancieren von 
Inhalten und Prozessen wird sehr un-
terschiedlich eingeschätzt – für einzelne 
Kurse und von verschiedenen Personen. 
Mal entsteht der Eindruck, dass viel zu 

viel gelehrt wird, ohne dass ausprobiert 
werden kann, mal gibt es so viel Zeit 
zur eigenen Nutzung, dass fachlicher 
Input vermisst wird. Von unmittelbar 
Beteiligten wird auch refl ektiert, in wel-
chem Maß das Potenzial der neben der 
kontinuierlichen Koordination jeweils 
zweiten ReferentInnen zur Geltung 
kommen kann und wie das bei man-
chen mitunter vorhandene ‚Gefühl von 
Schule‘ reduziert werden könnte.

• Eine vierte Frage nimmt das Verhältnis 
von Demokratie und Hierarchie in den 
Blick. Persönliche Zukunftsplanung ist 
basisdemokratisch angelegt, eine Orga-
nisation, ein Träger  notwendigerweise 
hierarchisch – und dies kann miteinan-
der in Konfl ikte geraten. Daher stellt 
sich die Frage, inwieweit Zukunftspla-
nung die Organisation verändert – und 
in welchem Maß dies auch umgekehrt 
geschieht. Eindeutig ist in diesem 
Fall, dass strukturelle Veränderun-
gen innerhalb der großen beteiligten 
Organisation eingeleitet sind (vgl. auch 
Sohns 2008). Gleichwohl bestehen dort 

Fotos: Bertolt Monk
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weiterhin Konfl iktpotenziale und Wi-
dersprüche, sei es zwischen Leitungen 
und MitarbeiterInnen oder zwischen 
Menschen mit und ohne Beeinträchti-
gung (vgl. hierzu Friess 2011).

• Schließlich stellt sich die Frage nach 
Zertifi katen mit unterschiedlichen 
Anforderungsniveaus. Hier werden 
einerseits notwendige Bemühungen um 
Qualitätssicherung deutlich, ande-
rerseits können erhöhter Stress und 
oberfl ächliche Anpassung an die Anfor-
derungen statt mehr Refl exionsqualität 
die Folge sein.

Diese Aspekte machen deutlich, dass wei-
terhin einige Fragen off en und weitere 
Schritte zur Inklusion notwendig sind.

Zwischenfazit
Nachdem der Anfang des Veränderungs-
prozesses mit weitgehend off enem Den-
ken, Fühlen und Handeln gelungen ist, 
kommt es nun darauf an, ihn strukturell 
zu verankern und seine Nachhaltigkeit zu 
sichern. Dafür sind einige Bedingungen 
günstig, etwa der sozialpolitische Rahmen 
für Inklusion auf Landesebene. Besonders 
wichtig für die Weiterentwicklung ist die 
Verbindung von individueller und regio-
naler bzw. sozialräumlicher Planung. Eine 
große Herausforderung ist die Vernetzung 
mit bestehenden Strukturen, z. B. mit der 
Hilfeplanung des Kreises; hier ist eine viel 
stärkere strukturelle Verankerung notwen-
dig, wenn Nachhaltigkeit erzielt werden 
soll. Auf regionaler Ebene gilt es darüber 
hinaus, weitere wichtige PartnerInnen ein-
zubinden, etwa Eltern und Schulen. Auch 
eine überregionale Ausweitung in anderen 
Kreisen und Bundesländern bietet sich als 
Schritt an. Mit Blick auf ein breites Ver-
ständnis von Inklusion bleibt auch die He-
rausforderung, über den Rahmen der Be-

hindertenhilfe hinaus all die Menschen in 
den Blick zu bekommen, deren Partizipa-
tionsmöglichkeiten ebenfalls eingeschränkt 
werden.

Da es parallel zu diesem eine Reihe an-
derer Projekte zur Zukunftsplanung gibt, 
scheint die Zeit reif zu sein für weitere 
Entwicklungsschritte auf nationaler Ebene; 
daher ist die bundesweite Fachtagung am 
7./8. Oktober 2011 in Berlin ein nächster 
logischer Schritt. Dort soll auch ein institu-
tioneller Rahmen für die bundesweite Ver-
netzung für Zukunftsplanung gebildet wer-
den (Informationen unter www.bvkm.de).

Der erfolgreiche Start dieses Projekts 
zeigt an vielen Stellen, dass es gelungen ist, 
mit off enem Denken, off enem Willen und 
off enem Fühlen tatsächlich Neues zu schaf-
fen, wie es Scharmer (2009) für echte In-
novationen fordert. Nun stehen die „Mühen 
der Ebene“ an, wie Bert Brecht so treff end 
formuliert: Die Absicherung des weiteren 
innovativen Weges zur Inklusion – und das 
ist eine mindestens ebenso große Heraus-
forderung wie ein glanzvoller Anfang.

LITERATUR

BOBAN, Ines (2008): Bürgerzentrierte Zukunftspla-

nung in Unterstützerkreisen. Inklusiver Schlüssel zu 

Partizipation und Empowerment pur. In: HINZ, And-

reas, KÖRNER, Ingrid & NIEHOFF, Ulrich (Hrsg.): Von der 

Integration zur Inklusion. Grundlagen – Perspektiven 

– Praxis. Marburg: Lebenshilfe 2008, 230-247

BOOTH, Tony (2008): Ein internationaler Blick auf 

inklusive Bildung: Werte für alle? In: HINZ, Andreas, 

KÖRNER, Ingrid & NIEHOFF, Ulrich (Hrsg.): Von der 

Integration zur Inklusion. Grundlagen – Perspektiven 

– Praxis. Marburg: Lebenshilfe, 53-73

DOOSE, Stefan (2010): Vieles beginnt mit einem 

Traum. Projekt „Neue Wege zur Inklusion“ in Osthol-

stein. Impulse H. 54, 18-25

FRIESS, Sabrina (2011): Persönliche Zukunftsplanung 

als Schlüsselstrategie auf einem inklusiven Weg. 

Wissenschaftliche Examensarbeit. Halle (Saale): 

Martin-Luther-Universität

HINZ, Andreas (2004): Vom sonderpädagogischen 

Verständnis der Integration zum integrationspäda-

gogischen Verständnis der Inklusion!? In: SCHNELL, 

Irmtraud & SANDER, Alfred (Hrsg.): Inklusive Pädago-

gik. Bad Heilbrunn: Klinkhardt, 41-74

HINZ, Andreas (2008): Inklusion – historische Ent-

wicklungslinien und internationale Kontexte. In: HINZ, 

Andreas, KÖRNER, Ingrid & NIEHOFF, Ulrich (Hrsg.): Von 

der Integration zur Inklusion. Grundlagen – Perspek-

tiven – Praxis. Marburg: Lebenshilfe, 33-52

HINZ, Andreas, FRIESS, Sabrina & TÖPFER, Juliane 

(2010): Neue Wege zur Inklusion – Zukunftsplanung 

in Ostholstein. Inhalte – Erfahrungen – Ergebnisse. 

Halle (Saale): Martin-Luther-Universität (Veröffentli-

chung 2011 beim Lebenshilfe-Verlag)

SCHARMER, C. Otto (2009): Theorie U: Von der 

Zukunft her führen. Prescencing als soziale Technik. 

Heidelberg: Carl-Auer

SOHNS, Reinhard E. (2008): Behindertenhilfe in 

Ostholstein macht sich auf den Weg. Impulse H. 

46/47, 3

Töpfer, Juliane (2011): Inklusive Weiterbildungen 

– eine Möglichkeit der Partizipation in der Praxis. 

Wissenschaftliche Examensarbeit. Halle (Saale): 

Martin-Luther-Universität

Kontakt und nähere Informationen

Prof. Dr. Andreas Hinz, Martin-Luther-Universität 

Halle-Wittenberg, Erziehungswissenschaften, 

06099 Halle (Saale)

Mail: andreas.hinz@paedagogik.uni-halle.de

Internet: www.inklusionspaedagogik.de

Sabrina Friess, 

Prof. Dr. Andreas Hinz 

und Juliane Töpfer

arbeiten an der 

Martin-Luther-Universität 

Halle-Wittenberg und 

begleiten das Projekt 

„Neue Wege zur Inklusi-

on - Zukunftsplanung in 

Ostholstein“ wissen-

schaftlich



19bag ub impulse no. 57

WISSENSCHAFT

Die individuellen Voraussetzungen bilden 
den Ausgangspunkt für eine auf die einzel-
nen SchülerInnen zugeschnittene Förde-
rung in den Unterrichtsfächern. Aufgrund 
der Lernproblematik der Jugendlichen ist es 
notwendig den Unterrichtsstoff  speziell auf-
zubereiten. Es werden Konzepte realisiert, 
die wenig Frontalunterricht beinhalten. 
Leistungsdiff erenzierender Unterricht wird 
in Form von Wochenplanarbeit, Projektar-
beit, Lerntheken, oder über Gruppenbildung 
angeboten. Dabei wird auf das unterschied-
liche Lerntempo und die Konzentrations-
fähigkeit der Jugendlichen Rücksicht ge-
nommen. Bei der Einteilung der Klasse in 
verschiedene Leistungsgruppen arbeiten 
alle SchülerInnen an einem Unterrichts-
thema, jedoch angepasst an das jeweilige 
Leistungsniveau. Dies bedeutet, dass für 
die Schwächeren die Inhalte oder Texte von 
Mathematikaufgaben in einer einfacheren 
Sprache gehalten werden und für die Stär-
keren ein höheres Niveau angesetzt wird. 
Dabei wird darauf geachtet, dass über die 
Gruppenbildung keine Stigmatisierung der 
Kinder und Jugendlichen erfolgt, etwa da-
durch dass über Gruppennamen wie Tigers 
oder Champions keine unterschiedlichen 
Leistungsniveaus erkennbar sind, sondern 
alle SchülerInnen mit dem Gruppennamen 
eine Wertschätzung verbinden. Einige Lehr-
kräfte nennen explizit Förderpläne als Inst-
rument der individuellen Förderung. 

Der Makel bleibt
FörderschülerInnen im Übergang von der Schule in Ausbildung: 
Strategien der individuellen Förderung. 

Von Irene Hofmann-Lun

Nach wie vor werden in Deutsch-
land Kinder und Jugendliche mit 
einer sogenannten Lernbehin-
derung überwiegend an Sonder-
schulen und damit außerhalb der 
Regelschulen unterrichtet. In einer 
von Aktion Mensch beauftragten 
Studie ging das Deutsche Jugendin-
stitut der Frage nach, wie Förder-
schülerInnen auf dem Weg in eine 
berufl iche Ausbildung unterstützt 
werden können und ob durch die 
Sonderbeschulung der Übergang 
in anerkannte Ausbildungen, eine 
eigenständige Lebensführung und 
gesellschaftliche Teilhabe dieser 
Jugendlichen gelingen kann1. Die 
Erfahrungen und Einschätzungen 
der Jugendlichen, der Fachkräfte 
und ehemaliger Förderschüle-
rInnen zeigen, dass die mit dem 
Förderschulbesuch verbundene 
Stigmatisierung zu langfristigen 
Nachteilen in der berufl ichen Ent-
wicklung führt. Auch werden bei 
der Suche nach Anschlusswegen die 
individuelle Bedürfnisse und Inter-
essen der SchülerInnen immer noch 
zu wenig berücksichtigt. 

Der Besuch der Förderschule soll Kin-
dern und Jugendlichen die Chance bieten, 
ihr Selbstbewusstsein zu stärken, soziale 

Fähigkeiten zu trainieren und in einem 
positiven Lernumfeld Lernmotivation zu 
erlangen. In der Förderschule sollen ei-
gene Lernproblematiken überwunden 
werden und die schulischen Leistungen 
gezielt verbessert werden. Einen weite-
ren Schwerpunkt stellt die Planung und 
Vorbereitung von Anschlusswegen an 
die Förderschule dar, so dass der Eintritt 
in eine berufl iche Ausbildung gelingen 
kann.

Förderstrategien an 
Förderschulen
Die Förderbedarfe der SchülerInnen rei-
chen von Verhaltensschwierigkeiten bis hin 
zu großen Lernschwächen. Es gibt jedoch 
auch Jugendliche, deren Leistungsniveau 
dem von HauptschülerInnen entspricht. 
Ein großer Teil der SchülerInnen hat einen 
Migrationshintergrund.

Schwerpunkte bei der Förderung dieser 
sehr vielfältigen SchülerInnenschaft bilden 
soziale Unterstützung und Training, die 
individuelle leistungsbezogene Förderung 
der Jugendlichen entsprechend ihrem je-
weiligen Bedarf, sowie Berufsorientierung 
und Übergangsplanung. Manche Lehr-
kräfte sehen die soziale Förderung als den 
Schwerpunkt ihrer Arbeit an, hinter dem 
die leistungsbezogene Förderung und die 
Anschlussplanung an zweiter und dritter 
Stelle rangieren. 
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Der Unterricht zielt auf das Erreichen 
des Förderschulabschlusses. Die Lehrkräf-
te verfolgen auch die Zielsetzung, Schü-
lerInnen, bei denen ein entsprechendes 
Leistungspotential vorhanden ist, in die 
Regelschule zu überweisen. Jedoch ist das 
Angebot an entsprechenden Kooperations-
klassen an der Regelschule nicht fl ächen-
deckend vorhanden. Demzufolge können 
die SchülerInnen nur in bestimmten Klas-
senstufen an die Regelschule wechseln und 
nicht allen Jugendlichen, die dies planen, 
gelingt der Wechsel auf die Regelschule. In 
Ausnahmefällen versuchen Lehrkräfte ih-
ren SchülerInnen den Hauptschulabschluss 
zu ermöglichen. 

Mehrere Lehrkräfte thematisieren im 
Zusammenhang mit dem Erreichen von 
Schulabschlüssen die Problematik, dass 
sich die Jugendlichen aufgrund der Tat-
sache, dass sie an die Förderschule ge-
hen, abgewertet fühlen. Dass sie einen im 
Vergleich zu HauptschülerInnen geringe-
ren Schulabschluss erlangen ist den Ju-
gendlichen sehr bewusst. Dies wirkt sich 
negativ auf ihr Selbstbewusstsein,  ihre 
Leistungsfähigkeit und ihre Motivation 
aus. 

Berufsorientierung 
und Übergangsmanagement

Berufsorientierung und Übergangspla-
nung spielen in der Förderschule ab der 
7. Jahrgangsstufe eine wichtige Rolle. Die 
enge Kooperation zwischen Förderschu-
len und Berufsberaterinnen und -beratern 
der Arbeitsagentur (Reha-Beratern) bein-
haltet einen intensiven Austausch, Klas-
senelternabende, persönliche Gespräche 
mit SchülerInnen und ihren Eltern, Besu-
che im Berufsinformationszentrum (BIZ) 
sowie einen Eignungs- und Leistungs-
test. Hinzu kommen Betriebspraktika die 
die Jugendlichen in den Klassenstufen 8 
und 9 absolvieren. Neben der Informa-
tion über mögliche Berufsfelder für die 
Jugendlichen ist es das zentrale Ziel der 
BerufsberaterInnen und der Lehrkräfte, 
dass spätestens am Ende des ersten Halb-
jahres der 9. Klasse feststeht, welche Aus-
bildung oder welche Maßnahme für jede/n 
Jugendliche/n im Anschluss an die Schule 
geeignet ist. 

Ein Netz von Einrichtungen der beruf-
lichen Rehabilitation bildet die Grundlage 
für die Aktivität der Reha-Berufsberatung. 
Wenn Jugendliche den Weg in eine Berufs-

vorbereitende Bildungsmaßnahme (BVB) 
gehen, erfolgt die Zuweisung über die Ar-
beitsagentur. Auch der Weg in eine geför-
derte Ausbildung wird über die Arbeits-
agentur eingeleitet und fi nanziert, ebenso 
der Weg in ein Berufsbildungswerk2. Dem-
gegenüber erfolgt die Einmündung in eine 
betriebliche Ausbildung auf dem ersten 
Arbeitsmarkt über die Eigeninitiative des 
Jugendlichen, der sich bei entsprechen-
dem Bedarf an die Arbeitsagentur wenden 
kann, damit ggf. dem Betrieb eine fi nanzi-
elle Unterstützung gewährt werden kann. 
Auch die Anmeldung für das Berufsvorbe-
reitungsjahr kann eigenständig durch die 
Jugendlichen erfolgen.

Aus der Zusammenarbeit zwischen 
Lehrkraft, BerufsberaterInnen, Eltern und 
Jugendlichem erfolgt die Entscheidung, 
welches Berufsfeld für den jeweiligen Ju-
gendlichen in Frage kommt, wie weit der 
Jugendliche schon in seiner Berufsreife 
ist, welche berufl ichen Neigungen er hat 
und wo seine spezifi schen Eignungen lie-
gen. Diese Entscheidungsphase, die das 
Ziel hat, die Anschlusswege der Jugend-
lichen zu klären, wird unterstützt durch 
einen Test, den alle Jugendlichen bei der 
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Arbeitsagentur absolvieren müssen, sowie 
durch ein Gutachten der Klassenleitung.

Einzelne Lehrkräfte setzen sich zusätz-
lich – häufi g in ihrer Freizeit – mit Be-
rufsmöglichkeiten für ihre Schülerinnen 
und Schüler auseinander. Das besondere 
Engagement von Lehrkräften beinhaltet 
das Durchforsten der Stellenanzeigen der 
Zeitungen, der Ausbildungsplatzangebote 
im Internet und bei der Arbeitsagentur 
nach relevanten Ausbildungsstellen sowie 
das Einholen von Informationen über neue 
Berufsfelder, die für die Jugendlichen re-
levant sein könnten. Außerdem  pfl egen 
und nutzen sie private Kontakte, um Schü-
lerInnen eine Ausbildung im Anschluss an 
die Förderschule zu ermöglichen. Ferner 
beinhaltet ihr Engagement den Aufbau 
und die Pfl ege von Netzwerken mit Un-
ternehmen, um die Jugendlichen dort in 
Praktika und ggf. in einer Ausbildung un-
terzubringen. 

Im Zusammenhang mit den Chancen 
für eine Einmündung in Ausbildung im 
Anschluss an die Förderschule bekla-
gen einige Lehrkräfte, dass ihre Schule 
in dieser Hinsicht keine kontinuierlichen 

Kooperationsbetriebe habe. Einige Leh-
rer sehen eine Chance für ihre Schüle-
rInnen, direkt nach der Schule in Aus-
bildung zu gelangen, nur über vorherige 
Praktika in dem jeweiligen Betrieb und 
versuchen, diesen Weg durch gezielte 
Unterstützung zu ermöglichen. Aller-
dings gelingt dieser Weg nur in Ausnah-
mefällen.

Dass in den meisten Fällen als An-
schlussstation die Berufsvorbereitung 
geplant und eingeleitet wird, an die 
sich geförderte (Reha-)Ausbildungen 
anschließen können, entlastet die Lehr-
kräfte angesichts der Tatsache, dass der 
direkte Weg in Ausbildung für Förder-
schülerinnen und Förderschüler aus ih-
rer Erfahrung heraus meist nicht gelingt. 
Letzten Endes sehen sie ihre Einfl uss-
möglichkeiten auf das Gelingen einer be-
rufl ichen Integration als sehr gering an. 

Förderung aus der Sicht der 
Jugendlichen
Das soziale Klima an der Förderschule 
wird von vielen Jugendlichen insgesamt als 
positiv und unterstützend beschrieben, ge-

rade auch im Hinblick auf die  Bewältigung 
persönlicher Probleme und Schwierigkei-
ten. Bei den Schilderungen des Unterrichts 
in der Förderschule, ihren Anschlussopti-
onen sowie weiteren Bildungschancen zei-
gen sich deutliche Unterschiede zwischen 
FörderschülerInnen.

Leistungsbezogene Förderung 
Eine leistungsbezogene Förderung und 
Forderung ist den Jugendlichen vor allem 
im Hinblick auf die Chance, einen Haupt-
schulabschluss und/oder eine berufl iche 
Anschlussperspektive erreichen zu kön-
nen, wichtig. Gerade der Unterricht in den 
Fächern Deutsch und Mathematik wird von 
manchen SchülerInnen als zu wenig for-
dernd und anspruchsvoll erlebt. Dass der 
Englischunterricht an der Förderschule 
aus Sicht der Jugendlichen vernachläs-
sigt wurde, ist beispielsweise im Hinblick 
auf das Gelingen von anschließenden Bil-
dungswegen (z.B. das Erreichen eines qua-
lifi zierenden Hauptschulabschlusses oder 
des Realschulabschlusses) sowie in Bezug 
auf die Möglichkeit, in Berufsfeldern zu 
arbeiten, bei denen Englischkenntnisse 

Fotos: Bertolt Monk
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Voraussetzung sind, problematisch. Gera-
de Jugendliche, die einen entsprechenden 
Leistungswillen und weitergehende Bil-
dungsziele entwickelt haben, äußern häufi g 
eine Kritik an der Förderschule. Sie bezieht 
sich vorrangig auf einzelne Klassenstufen 
oder Lehrkräfte. Dass an Förderschulen 
nur in Ausnahmefällen das Erreichen des 
Hauptschulabschlusses möglich ist, ist je-
doch ein Kritikpunkt, den viele Jugendliche 
thematisieren.

Berufsorientierung und 
Anschlussplanung 
Während einige Jugendliche an der Förder-
schule eine gezielte individuelle Förderung 
erhielten, um einen anerkannten Schulab-
schluss – den Hauptschulabschluss – über 
eine gesonderte Prüfung an der Regelschule 
zu erreichen, war für andere Jugendliche 
dieser Weg im Rahmen der Förderschulzeit 
nicht möglich. Einige Jugendliche wurden 
dazu ermutigt, im Anschluss an die Förder-
schule das 9. Schuljahr an der Hauptschule 
zu absolvieren, um den erfolgreichen oder 
qualifi zierenden Hauptschulabschluss zu er-

werben. Dieser Weg war für andere  Schü-
lerInnen kein Thema bei der Anschlusspla-
nung; einige SchülerInnen wurden ermutigt 
und unterstützt, etwa durch gezielte Be-
triebspraktika und Bewerbungstraining, 
eine Ausbildung zu beginnen. Bei den meis-
ten Jugendlichen konzentrierte sich die Pla-
nung ihrer Anschlussstationen aber auf den 
Eintritt in das Berufsvorbereitungsjahr oder 
die Teilnahme an einer BVB. 

Bei der Beratung durch die Arbeitsagen-
tur fühlen sie sich teilweise in ihren Berufs-
wünschen und Bildungszielen nicht ernst 
genommen. Wer nicht durch persönliche 
Netzwerke oder besonders engagierte Lehr-
kräfte auf dem Weg in Ausbildung unterstüt-
zen wird, für die/den ist der Weg durch die 
„Instanzen“ weitgehend vorgezeichnet, ohne 
darauf nennenswert Einfl uss zu haben.

Kritische Aspekte des 
Fördersystems 
Aus den Gesprächen mit Lehrkräften, Päd-
agogInnen der Berufsvorbereitung und den 
Jugendlichen, die eine Förderschule be-
sucht haben, ergeben sich kritische Aspek-

te sowohl was die Förderung der Jugendli-
chen betriff t, als auch im Hinblick auf die 
Planung von erfolgversprechenden Wegen 
der berufl ichen Integration.

Anschlussfähigkeit der Förderschule
Den Förderschulen selbst wird nicht nur 
von vielen Jugendlichen, sondern auch von 
den VertreterInnen der nachfolgenden Ins-
titutionen, die von den Jugendlichen durch-
laufen werden, oftmals kein gutes Zeugnis 
ausgestellt. Insbesondere Fachkräfte der 
anschließenden Bildungsmaßnahmen kri-
tisieren eine unzureichende Vorbereitung 
im Bereich Berufsorientierung durch die 
Förderschule. Außerdem werden folgende 
kritischen Punkte genannt:
• die mangelnde Anschlussfähigkeit 

an die Hauptschule vor allem bei 
den Leistungsanforderungen in den 
Kernfächern Deutsch, Mathematik und 
Englisch betriff t,

• die mangelnde Unterstützung, Förde-
rung und Forderung des Leistungs-
vermögens der FörderschülerInnen 
(Stichwort Schonraum),

Foto: Bertolt Monk
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der Jugendlichen angepasstes Lernklima 
wenig, zumal diese Bedingungen gerade in 
Bezug auf die schulleistungsbezogene För-
derung doch in großem Ausmaß von den 
schulischen Voraussetzungen und den per-
sönlichen Fähigkeiten, Förderphilosophien 
und Ressourcen der Lehrkräfte abhängen. 

• das Fehlen eines anerkannten schuli-
schen Abschlusses, der für die weitere 
berufl iche Zukunft entscheidend ist,

• die mangelnde Förderung des Selbst-
vertrauens und -bewusstseins der 
SchülerInnen.

Den Lehrkräften der Förderschulen ist in 
der Regel klar, dass ihre Bemühungen, 
berufl iche Perspektiven für die Jugendli-
chen zu entwickeln, selten von Erfolg ge-
krönt sind. Für das Scheitern machen die 
Lehrkräfte zum Einen die häufi g proble-
matischen familiären Hintergründe verant-
wortlich, die die Jugendlichen belasten und 
sie an der Entwicklung eigener Leistungs-
fähigkeit und eigener Perspektiven behin-
dern. Zum Anderen werden strukturelle 
Gründe angeführt.
 
Anschlusswege werden eingeleitet, 
die nicht zu den Voraussetzungen der 
Jugendlichen passen
Bei der Festlegung „realistischer“ An-
schlussoptionen für FörderschülerInnen 
scheint es einen gewissen Automatismus 
zu geben, der nicht nur auf Fachlichkeit, 
sondern auch auf Tradition und in gewis-
sem Ausmaß auf Routine beruht. Die zen-

trale Rolle der Arbeitsagentur an dieser 
Stelle ist auch unter strukturellen Gesichts-
punkten zu sehen, da die verschiedenen 
Anschlussoptionen wie etwa BVB, Eintritt 
in ein Berufsbildungswerk oder das Absol-
vieren von geförderten Ausbildungen von 
der Arbeitsagentur eingeleitet und fi nan-
ziell gefördert werden. Damit obliegt der 
Arbeitsagentur und nicht den Lehrkräften 
oder gar den Jugendlichen selbst eine ent-
scheidende Steuerungsfunktion in Bezug 

auf die berufl ichen Zukunftschancen. Die 
Mehrfachfunktion der Arbeitsagentur (För-
derdiagnose, Zuweisung in und Finanzie-
rung von Maßnahmen) lässt es zumindest 
als möglich erscheinen, dass bei der Zu-
weisung der Jugendlichen in die verschie-
denen Maßnahme-Typen, die unterschied-
lich teuer sind aber auch unterschiedliche 
Perspektiven eröff nen, gelegentlich eher 
haushalts- als förderpolitische Kriterien 
zum Tragen kommen.

Stigmatisierungserfahrungen ziehen 
sich durch die Bildungsgeschichten und 
behindern Bildungserfolge 
Dass der Besuch einer Förderschule zu 
Abwertungen und dadurch zu Behinderun-
gen von Bildungserfolgen führt, ist für die 
Jugendlichen durchgängig spür- und sicht-
bar. Diese Stigmatisierung beginnt mit der 
Zuweisung zur Förderschule und erstreckt 
sich über den gesamten Schulbesuch und 
weit darüber hinaus. Der Besuch der För-
derschule wird von den meisten für die 
Jugendlichen relevanten Personen und In-
stitutionen negativ bewertet, vor allem von 
den gleichaltrigen Freundinnen und Freun-
den, häufi g aber auch von Eltern und an-

deren Familienmitgliedern, sogar von den 
Lehrkräften der Förderschulen und später 
von AusbilderInnen und ArbeitgeberInnen. 
Somit bleibt der „Makel“ des Förderschul-
besuchs haften und beeinträchtigt nicht 
nur die berufl ichen, sondern auch die sozi-
alen Lebenschancen nachhaltig. An diesem 
grundsätzlichen Dilemma der Stigmatisie-
rung ändern auch weder diff erenzierte Zu-
gangsregelungen einschließlich ausgefeil-
ter Diagnostik noch ein an die Bedürfnisse 
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Teilhabechancen auf dem 
ersten Arbeitsmarkt: noch nicht 
befriedigend realisiert
Erwerbsarbeit hat für behinderte Men-
schen einen hohen Stellenwert: sie bildet 
eine wesentliche Voraussetzung für ein 
selbst bestimmtes und gleichberechtigtes 
Leben in der Gesellschaft. Gleichwohl ist 
die Teilhabe am Arbeitsleben für schwer-
behinderte Menschen nach wie vor keine 
Selbstverständlichkeit. Für sie ist es ver-
gleichsweise schwieriger, auf dem ersten 
Arbeitsmarkt einen Arbeitsplatz zu fi nden 
und auch möglichst dauerhaft zu behalten. 
Das Sozialgesetzbuch IX Teil 2 refl ektiert 
diese Problematik: Es verpfl ichtet öff entli-
che und private ArbeitgeberInnen mit min-
destens 20 Arbeitsplätzen auf wenigstens 5 
Prozent der Arbeitsplätze schwerbehinder-
te Menschen zu beschäftigen. Wird diese 
Quote nicht erfüllt, muss eine „Ausgleichs-

Von Brigitte Fietz und Gerlinde Hammer

Anfang des Jahres 2011 ist eine vom 
Integrationsamt Bremen in Auftrag 
gegebene und vom Institut Arbeit 
und Wirtschaft  der Universität 
Bremen durchgeführte Regional-
studie zur Beschäftigung schwer-
behinderter Menschen auf dem 
ersten Arbeitsmarkt erschienen.1 
Sie untersucht die Akzeptanz der 
Förderinstrumente zur Beschäfti-
gung von Menschen mit Behinderun-
gen. Die Studie zeigt auch, dass die 
Beschäftigungssicherung für ältere 
leistungsgewandelte MitarbeiterIn-
nen zunehmend die sowieso geringe 
Bereitschaft zur Neueinstellung von 
Menschen mit Behinderungen ein-
schränkt, obwohl hier vergleichbare 
Fragen der Arbeitsorganisation und 
Arbeitsplatzgestaltung aufgeworfen 
werden. 

Eine Frage der 
Einstellung
Regionalstudie zur Beschäftigung schwerbehinderter Menschen 
in Bremen

abgabe“ entrichtet werden – wobei dies die 
Pfl icht zur Beschäftigung nicht aufhebt. 
Der Gesetzgeber greift damit auf der einen 
Seite regulierend in die unternehmerische 
Freiheit ein: er verpfl ichtet die Arbeitge-
ber nicht nur zur Beschäftigung, er sieht 
auch eine Reihe von Regelungen vor, die 
den besonderen Schutzbedürfnissen dieser 
MitarbeiterInnen Rechnung tragen. Auf der 
anderen Seite wird jedoch den betriebs-
wirtschaftlichen Kalkulationen der Betrie-
be Rechnung getragen: Aus Mitteln der 
Ausgleichsabgabe wird ihnen eine Reihe 
diff erenzierter beratender und fi nanzieller 
Hilfen angeboten, die die Beschäftigung un-
terstützen, in dem Nachteile, die durch sie 
entstehen können, kompensiert werden. 

Der Blick auf die Statistik zeigt jedoch, 
dass trotz der Pfl icht zur Quotenerfüllung 
und trotz der bundesweiten umfangreichen 
Informations- und Aufklärungsarbeit zur 
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auftragt, in einer wissenschaftlichen Studie 
für das Land Bremen Verbesserungspoten-
ziale zu eruieren. Unter dieser Zielsetzung 
gliederte sich der Auftrag des Integrations-
amtes in zwei Schwerpunkte: 
• Erstens sollten aus der Identifi zierung 

und der Analyse der Gründe Pro und 
Contra Beschäftigung in den privaten 
Unternehmen Schlüsse auf die Akzep-
tanz der Integrationsinstrumente und 
-strategien gezogen und mögliche neue, 
bisher nicht berücksichtigte Unterstüt-
zungsbedarfe erkannt werden. 

• Zweitens wollte das Integrationsamt 
das betriebliche Urteil über seine durch 
seine MitarbeiterInnen angebotenen 
und realisierten Dienste erfahren, um 
bei Bedarf auch diese Dienste zu ver-
bessern. 

Die Ergebnisse sollen dazu beitragen, Bera-
tung, Unterstützung und Öff entlichkeitsar-

vom Integrationsamt Bremen aufgegriff en. 
Eine Aufgabe der Integrationsämter ist 
es, Unternehmen darin zu unterstützen, 
neue Arbeitsplätze für schwerbehinderte 
Menschen zu schaff en, sie behindertenge-
recht zu gestalten und möglichst dauerhaft 
zu erhalten. Diese Zielsetzung kann aber 
nur dann optimal realisiert werden, wenn 
es hinreichend Arbeitgeberinnen und Ar-
beitgeber gibt, die diese Unterstützungen 
auch in Anspruch nehmen, und bereit sind, 
schwerbehinderte Menschen nach Maßga-
be der Quote zu beschäftigen. Schritte zur 
Verbesserung der Beschäftigungssituation 
schwerbehinderter Arbeitsuchender zu 
entwickeln, bedeutet demnach, mehr Ar-
beitgeberinnen und Arbeitgeber zu moti-
vieren, diese BewerberInnen bei ihren Per-
sonalentscheidungen zu berücksichtigen. 
Das Integrationsamt Bremen hat deshalb 
das Institut Arbeit und Wirtschaft (IAW) be-

Unterstützung der Beschäftigung und Aus-
bildung schwerbehinderter Menschen, die 
in den vergangenen Jahren geleistet wor-
den ist, in der privaten Wirtschaft Beschäf-
tigungshemmnisse vorhanden sind, die bis-
lang nicht überwunden werden konnten. 
Während der Öff entliche Dienst im Jahr 
2008 die staatlich gesetzte Beschäftigungs-
quote mit 6,1 Prozent auf Bundesebene 
übererfüllt, tut sich die private Wirtschaft 
damit eher schwer: sie besetzte im gleichen 
Jahr lediglich 3,7 Prozent ihrer Arbeits-
plätze mit schwerbehinderten Arbeitneh-
merInnen.2 Diese Zahlen spiegeln auch die 
Situation im Land Bremen wider: die Be-
schäftigungsquote der privaten Wirtschaft 
betrug 2008 lediglich 3,6 Prozent.3 

Durchführung der Studie
Diese für arbeitsuchende schwerbehinder-
te Menschen unbefriedigende Lage wurde 

Foto: Bertolt Monk
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beit des Integrationsamtes in Bremen und 
Bremerhaven besser mit den betrieblichen 
Anforderungen und Sichtweisen abstim-
men zu können. Die vom Integrationsamt 
Bremen in Auftrag gegebene Studie wurde 
im Jahr 2010 durchgeführt. 

Das Untersuchungsdesign
Für einen wie oben skizzierten Forschungs-
auftrag versprechen qualitative Untersu-
chungsmethoden, insbesondere qualitative 
Experten- und Expertinneninterviews in 
Unternehmen, belastbare Ergebnisse, die 
sich in Handlungsempfehlungen umsetzen 
lassen, weil damit nicht lediglich festste-
hende Meinungen und Urteile abgefragt 
und quantifi ziert werden, sondern diese 
diskutiert und hinterfragt werden können. 
Die Untersuchung basiert auf dem im Ins-
titut Arbeit und Wirtschaft, im Rahmen des 
Projektes EQUIB4 entwickelten Instrumen-
tarium des Regionalen Monitoring-System 
Qualifi kationsentwicklung (RMQ) und sei-
nem qualitativen Untersuchungsansatz.5 

Das RMQ stützt sich in seiner Gesamtanla-
ge auf drei Säulen:

Im Zentrum steht das „Betriebspanel“, 
bestehend aus Verantwortlichen in den 
Betrieben, die für die zu untersuchenden 
Fragestellungen als Experten und Exper-
tinnen gelten; das Panel wird nach qualita-
tiven Gesichtspunkten zusammengestellt. 
Für die Identifi zierung hemmender wie 
förderlicher Bedingungen der Beschäfti-
gung schwerbehinderter Menschen wur-
den zwei Betriebspanels (Säule 1) aufge-
stellt: 

Panel 1 umfasste Betriebe, die die Quote 
von 5 Prozent erfüllen. Es sollte Auskunft 
geben über die positiven Gründe, die zur 
Beschäftigung geführt haben; 

Panel 2 umfasste Betriebe, die keine 
schwerbehinderten Menschen beschäf-
tigen oder unterhalb der Quote bleiben; 

erwartet wurden hier Erkenntnisse über 
hemmende Bedingungen, die einer Be-
schäftigung entgegenstehen.

Die Betriebsbefragungen erfolgten zeit-
lich nacheinander, um die Ergebnisse aus 
Panel 1 für die Strukturierung von Panel 2 
nutzen zu können. Persönliche, leitfaden-
zentrierte, ein- bis zweistündige Exper-
ten- und Expertinnen-Interviews wurden 
mit Personalverantwortlichen in den Un-
ternehmen durchgeführt. Insgesamt wur-

den in den beiden Panels 37 solcher Ge-
spräche geführt. Hinzu kamen Gespräche 
mit 7 Vertreterinnen und Vertretern von 
Betriebsräten und Schwerbehindertenver-
tretungen.

Beratende Funktion bei der Betriebs-
auswahl und der Leitfadenentwicklung 

„In der privaten Wirtschaft sind die 

Beschäftigungshemmnisse bislang nicht überwunden.“
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hatte der sog. „überbetriebliche Experten-
pool“, bestehend aus regionalen Verant-
wortlichen und Akteuren aus Politik, Insti-

tutionen sowie Sozialpartnern, die in dem 
zu untersuchenden Handlungsszenarium 
wichtige Funktionen erfüllen (Säule 2). Im 
Vorfeld der Betriebsbefragungen wurde 
die Thematik mit 32 Personen aus diesen 
Arbeitszusammenhängen diskutiert.

Wissenschaftliche Recherchen und Se-
kundäranalysen wurden durchgeführt, um 
die eigene Untersuchung dem Stand der 
Forschung entsprechend anzulegen und 
ggf. regionale Ergebnisse mit bundeswei-
ten Trends abzugleichen und zu interpre-
tieren (Säule 3). 

Zentrales Instrument der betrieblichen 
ExpertInnenbefragung ist das qualitative, 

leitfadengestützte Interview, das als Mind-
Map-basierter Befragungsleitfaden aufge-
arbeitet wird.

Ausgewählte Ergebnisse der 
Studie

Einfl uss der Folgen des demografi schen 
Wandels auf die Beschäftigungschancen
Noch jenseits einzelner, mit den Voraus-
setzungen schwerbehinderter Menschen 
oder in den Strukturen von Arbeitsplatz, 
Arbeitsorganisation und Wettbewerbsan-
forderungen begründeten Bedingungen, 
die für Unternehmen die Beschäftigung 
schwerbehinderter ArbeitnehmerInnen er-
schweren, ist als ein Ergebnis der Unter-
suchung festzuhalten: Eine Schranke für 
die Schaff ung zusätzlicher Arbeitsplätze 

für schwerbehinderte Menschen zeichnet 
sich im Zusammenhang mit der demogra-
fi schen Entwicklung und ihrem Einfl uss 
auf die Alterszusammensetzung der Beleg-
schaften in den Betrieben ab. 

Auf diese Problematik verweisen die 
Untersuchungsergebnisse, die in Groß-
betrieben unterschiedlicher Branchen 
des verarbeitenden Gewerbes im Land 
Bremen gewonnen wurden. Diese Unter-
nehmen haben eine hohe Bedeutung für 
die Beschäftigung in Bremen und Bre-
merhaven und zugleich auch für die der 
schwerbehinderten Menschen: Sie erfüllen 
und übererfüllen die gesetzliche Beschäf-
tigungsquote, sie stehen jedoch aufgrund 
der Alterung ihrer langjährig Beschäf-
tigten vor der Situation, dass zunehmend 
mehr ältere leistungsgewandelte Mitar-
beiterInnen noch jenseits des Status der 
Schwerbehinderung veränderte Arbeits-
plätze benötigen. Diese Entwicklung ku-
muliert mit der hohen und wachsenden 
Zahl schwerbehinderter Beschäftigter. Für 
beide Gruppen von Beschäftigten gilt es, 
Arbeitsplätze neu oder durch Veränderun-

„Es gilt, Arbeitsplätze durch Veränderungen der 

Arbeitsorganisation zu schaffen.“

Fotos: Bertolt Monk
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gen der Arbeitsorganisation zu schaff en, 
die der Leistungsfähigkeit angepasst sind 
und zugleich dem Maßstab der Wirtschaft-
lichkeit entsprechen. Diese Aufgabe stellt 
die Betriebe zunehmend vor Probleme. Vor 
dem Hintergrund dieser Entwicklung kom-
men diese Betriebe für Neueinstellungen 
schwerbehinderter Arbeitsuchender wenig 
infrage; der Arbeitsplatzerhalt für bereits 
beschäftigte schwerbehinderte sowie leis-
tungsgewandelte ArbeitnehmerInnen ist 
hier das zentrale Aufgabenfeld der Perso-
nalplanung. 

Diese Folgen der demografi schen Ent-
wicklung zeigen sich tendenziell auch in 
Betrieben kleinerer Betriebsgrößen un-
terschiedlicher Wirtschaftszweige. Diese 
Betriebe beschäftigen schwerbehinderte 
Menschen, bewegen sich aber unterhalb 
der 5 Prozent-Quote. Dies wird auch mit 
begrenzten Kapazitäten vorhandener pas-
sender Arbeitsplätze begründet, da diese 
bereits mit leistungsgewandelten Mitarbei-
terInnen besetzt seien. 

Die demografi sche Entwicklung ver-
schärft das Problem der Integration 

schwerbehinderter Menschen in den ersten 
Arbeitsmarkt. Insofern wäre zu überlegen, 
Konzepte und Maßnahmen zu alternsge-
rechter Personalentwicklung, Arbeitsorga-
nisation und Arbeitsplatzgestaltung, die im 
Rahmen der Bewältigung des demografi -
schen Wandels eingesetzt werden, mit In-
tegrationsmaßnahmen zu koordinieren.

Leistungsfähigkeit: – 
Einstellungsbedingung und Hemmnis 
Die Ergebnisse der Regionalstudie zeigen 
weiter auf, dass die Erfüllung der Beschäf-
tigungsquote und damit die Vermeidung 
der Kosten, die durch die Entrichtung der 
Ausgleichsabgabe entstehen, für Betriebe 
nicht im Mittelpunkt bei der Frage ste-
hen, ob schwerbehinderte Menschen bei 
Einstellungen berücksichtigt werden oder 
nicht. Vielmehr ist die Erfüllung der Quo-
te in den betrieblichen Abwägungen eine 
abhängige Variable der Kalkulation des 
wirtschaftlich lohnenden Einsatzes (auch) 
schwerbehinderter Arbeitskräfte. Voraus-
setzung hierfür ist die Leistungsfähigkeit 
und eine passende Qualifi kation der Arbeit-

nehmerInnen. Diese Bedingungen stehen 
für alle in die Untersuchung einbezogenen 
Betriebe – unabhängig davon, ob sie die 
Quote erfüllen oder nicht – an erster Stelle.

Die Ergebnisse zeigen, dass Betriebe, die 
die Quote nicht erfüllen (Panel 2), ihre Ar-
gumentation gegen eine Beschäftigung in 
hohem Maße um diese Einstellungsbedin-
gung zentrieren: hohe Leistungs-, Flexibili-
täts- und Qualifi kationsanforderungen der 
Arbeitsplätze werden als nicht kompatibel 
mit den Voraussetzungen schwerbehinder-
ter Arbeitsuchender bewertet. Diese ne-
gative Einschätzung basiert in vielen Fäl-
len auf konkreten Einzelerfahrungen mit 
schwerbehinderten Beschäftigten, deren 
Einsatz zu Problemen führte bzw. als nicht 
wirtschaftlich beurteilt wurde. Diese Urtei-
le werden generalisierend auf die Gruppe 
der schwerbehinderten ArbeitnehmerIn-
nen übertragen. Eine Diff erenzierung nach 
unterschiedlichen Arbeitsplätzen und Prü-
fung, ob sie für schwerbehinderte Arbeit-
suchende geeignet sein könnten, wird auf 
Basis dieser Erfahrungen vielfach nicht 
mehr vorgenommen. 
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Den Maßstab einer wirtschaftlich loh-
nenden Beschäftigung legen auch die Be-
triebe an, die die Quote erfüllen (Panel 1). 
Bei ihnen führt dieser Maßstab allerdings 
zu einem anderen Resultat. Die Untersu-
chungsergebnisse zeigen, dass zum einen 
eine Vielzahl von schwerbehinderten Men-
schen beschäftigt wird, die sich in ihrer 
Leistungsfähigkeit von den nicht behin-
derten überhaupt nicht unterscheiden – 
diese Befunde beziehen sich in der Regel 
auf Menschen mit inneren Erkrankungen. 
Positive Bilanz hinsichtlich des wirtschaft-
lichen Einsatzes wird jedoch zum ande-
ren weitgehend auch für die in diesen 
Betrieben beschäftigten schwerbehinder-
ten Menschen mit Unterstützungsbedarf 
gezogen. Für Menschen also, deren Be-
hinderungen besondere Vorkehrungen an 
ihren Arbeitsplätzen notwendig machen, 
oder die eine laufende Unterstützung be-
nötigen, um ihre Leistungsfähigkeit ent-
falten zu können. In diesen Betrieben sind 
schwerbehinderte Menschen mit unter-
schiedlichen Behinderungsarten in einem 
breiten Spektrum von Tätigkeitsfeldern 

eingesetzt, die berufl iche Qualifi kationen 
auf allen Ebenen der Berufshierarchie 
erfordern. Dass sich die Beschäftigung 
schwerbehinderten MitarbeiterInnen auch 
da als lohnend erweist, wo besondere Un-
terstützungsbedarfe vorliegen, ergibt sich 
aus der Inanspruchnahme der unterstüt-
zenden Leistungen des Integrationsamtes. 

Förderleistungen des Integrationsamtes 
für ArbeitgeberInnen 
Diese Leistungen spielen bei den die Quo-
te erfüllenden Betrieben die entscheidende 
Rolle in ihrer Wirtschaftlichkeitsrechnung 
bei der Beschäftigung schwerbehinderter 
MitarbeiterInnen. Die Verantwortlichen 
der Betriebe machen deutlich, dass ohne 
diese Leistungen eine Beschäftigung von 
Menschen mit Unterstützungsbedarfen für 
sie nicht leistbar wäre. Positiv ausgedrückt, 
macht die Inanspruchnahme einzelner oder 
die Kombination verschiedener Leistungen 
die Beschäftigung nach wirtschaftlichen 
Kriterien möglich. Umfang und Struktur 
der Leistungen entsprechen nach den Er-
kenntnissen der Studie weitgehend den be-

trieblichen Bedarfen. Sie werden von den 
die Quote erfüllenden Betrieben in hohem 
Maße in Anspruch genommen und erwei-
sen sich als beschäftigungsfördernde In-
strumente – sowohl in ihrer Wirkung auf 
Neueinstellungen wie zum Erhalt bestehen-
der Arbeitsplätze.

Für Betriebe, die die Quote nicht erfül-
len, stehen die beratenden und fi nanziellen 
Leistungen des Integrationsamtes hingegen 
weit weniger positiv im Fokus. Vielmehr 
wird die Inanspruchnahme von Förderleis-
tungen eher wie ein zusätzlicher Kostenfak-
tor bewertet, der mit einem dafür notwen-
digen zusätzlichen Verwaltungsaufwand 
begründet wird. Diese Einschätzung fi ndet 
sich insbesondere bei Betrieben, die Einstel-
lungen von schwerbehinderten Menschen 
ablehnen. Dabei kommt auch der Stand-
punkt zum Tragen, in Personalfragen unab-
hängig von „Ämtern und Behörden“ bleiben 
zu wollen. Hier wird es weiterhin darauf 
ankommen, die Personalverantwortlichen 
anhand von Beispielen beschäftigender Be-
triebe aus der Region davon zu überzeugen, 
dass durch den Einsatz der Instrumente des 

Fotos: Bertolt Monk
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Integrationsamtes die Beschäftigung auch 
von schwerbehinderten Menschen mit Un-
terstützungsbedarfen nach wirtschaftlichen 
Kriterien möglich gemacht wird. Auf länge-
re Sicht gesehen sollte diese Wirtschaftlich-
keitsrechnung Bestandteil entsprechender 
Ausbildungen, z.B. in der Ausbildung zu 
Betriebswirten und Betriebswirtinnen oder 
Meistern und Meisterinnen werden

Soziale Verantwortung
Nahezu alle Betriebe sehen sich in sozia-
ler Verantwortung für ihre Beschäftigten. 
Allerdings begreifen eher die Betriebe, 
die die Quote erfüllen, soziale Verant-
wortung auch als ein Handlungsfeld, in 
das sie die Einstellung und Beschäfti-
gung schwerbehinderter MitarbeiterIn-
nen einbeziehen. Insofern befördert der 

Der besondere Kündigungsschutz
Dieses Gesetz wird seit Jahren kontrovers 
– Schutzfunktion gegen Beschäftigungs-
hemmnis – in seiner Wirkung auf die 
Beschäftigung schwerbehinderter Arbeit-
nehmerInnen diskutiert. Die Ergebnisse 
der Untersuchung zeigen, dass die Mehr-
heit der Betriebe – ob sie die Quote erfül-
len oder nicht – dieses Gesetz ablehnen. 
Vergleichsweise wenige Betriebe sehen 
in diesem Gesetz kein Hemmnis für Be-
schäftigung. Kern der Kritik ist, dass die 
vom Gesetzgeber gewollte Einschaltung/
Zustimmungspfl icht des Integrationsam-
tes bei einer bevorstehenden Kündigung 
als „Einmischung in innerbetriebliche 
Angelegenheiten“ abgelehnt wird. Die-
ser prinzipielle Einwand wird trotz der 
hohen Zustimmungsrate zu Kündigun-
gen durch die Integrationsämter (aktuell 
fast 80%) nicht relativiert. Denn die Ab-
lehnung bleibt mit dem Hinweis auf den 
Verwaltungs- und Kostenaufwand, der 
bei jedem Kündigungsverfahren drohen 
kann, bestehen. 

Andererseits zeigen die Ergebnisse der 
Untersuchung keinen eindeutigen Zusam-
menhang zwischen dem den besonderen 
Kündigungsschutz prinzipiell als Ein-

Standpunkt der sozialen Verantwortung 
in einem Unternehmen dessen Beschäf-
tigungsbereitschaft. Auff ällig ist, dass 
so gut wie keine „Vermarktung“, keine 
Außenwerbung mit der Beschäftigung 
schwerbehinderter Menschen in Bezug 
auf das soziale Unternehmensimage er-
folgt. Einen Anstoß zu solch einem Au-
ßenauftritt des Unternehmens könnten 

die Aktionen der Bundesregierung zur 
Förderung der gesellschaftlichen und 
sozialen Verantwortung von Arbeitgebe-
rInnen unter dem Begriff  der ‚Corporate 
Social Responsibility’ (CSR) geben. Denn 
jede Öff entlichkeitsarbeit verschaff t dem 
Thema der „Teilhabe schwerbehinderter 
Menschen am Arbeitsleben“ mehr Prä-
senz in den Unternehmen. 

„Die Ergebnisse der Untersuchung zeigen keinen eindeutigen 

Zusammenhang zwischen dem besonderen Kündigungs-

schutz als Einstellungshemmnis und der Einstellungs- und 

Beschäftigungspraxis der Unternehmen.“
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FUSSNOTEN

1  Die Studie trägt den Titel: „Beschäftigung 

schwerbehinderter Menschen auf dem ersten 

Arbeitsmarkt. Einstellungsgründe und Einstel-

lungshemmnisse – Akzeptanz der Instrumente 

zur Integration. Ergebnisse einer qualitativen 

Untersuchung in Unternehmen des Landes 

Bremen“. Der Download der Studie steht unter 

www.iaw.uni-bremen.de zur Verfügung. Ferner 

ist sie als Druckversion beim Integrationsamt 

Bremen erhältlich; bitte kontaktieren Sie Herrn 

Stubben: Tel. 0421-361-5294 oder Walter.Stub-

ben@versorgungsamt.bremen.de

Kontakt und nähere Informationen

Gerlinde Hammer, c/o Universität Bremen - IAW, 

Wilhelm-Herbst-Str. 7, 28334 Bremen, 

Mail: ghammer@uni-bremen.de

Internet: www.iaw.uni-bremen.de

Gerlinde Hammer 

ist Leiterin der For-

schungseinheit „Quali-

fi kationsforschung und 

Kompetenzwettbewerb“ 

am Institut Arbeit und 

Wirtschaft - IAW Univer-

sität Bremen/Arbeitneh-

merkammer Bremen

Kontakt und nähere Informationen

Brigitte Fietz, c/o Universität Bremen - IAW, 

Wilhelm-Herbst-Str. 7, 28334 Bremen, 

Mail: bfi etz@uni-bremen.de

Brigitte Fietz

ist wissenschaftliche 

Mitarbeiterin in der 

Forschungseinheit 

„Qualifi kationsforschung 

und Kompetenzwettbe-

werb“ am Institut Arbeit 

und Wirtschaft - IAW 

Universität Bremen/

Arbeitnehmerkammer 

Bremen

stellungshemmnis charakterisierenden 
Standpunkt und der Einstellungs- und 
Beschäftigungspraxis der Unternehmen. 
Der besondere Kündigungsschutz ist ein 
Faktor innerhalb des Entscheidungspro-
zesses für oder gegen die Einstellung 
schwerbehinderter BewerberInnen. Der 
Einstellungsentscheidung liegen, wie im 
Bericht gezeigt werden konnte, unter-
schiedliche betriebswirtschaftliche Kal-
kulationsgrößen und soziale Positionie-
rungen zu Grunde.

Der Bericht schließt mit einem Bündel 
von Empfehlungen zur besseren Außendar-
stellung und „Vermarktung“ des Leistungs-
spektrums des Integrationsamtes Bremen.

2 Quelle: Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrati-

onsämter und Hauptfürsorgestellen (BIH) (Hrsg.): 

Jahresbericht 2009/2010. Hilfen für schwerbe-

hinderte Menschen im Beruf. Karlsruhe, 2010, S. 

12

3 Quelle: Bundesagentur für Arbeit Statistik (Hrsg.): 

Schwerbehinderte Menschen in Beschäftigung 

(Anzeigeverfahren SGB IX). In: Arbeitsmarkt in 

Zahlen – Beschäftigungsstatistik. Nürnberg, 

2008

4  Nähere Ausführungen zum Projekt „EQUIB- 

Ermittlung des Qualifi kationsbedarfes im Land 

Bremen“ siehe unter: www.equib.de [letzter 

Zugriff: März 2011]

5  Eine ausführliche Darstellung fi ndet sich in Ham-

mer, Gerlinde u. Benedix, Ulf: Erfahrungsbericht 

aus dem Bremer Projekt EQUIB. In: Kröcher, 

Uwe; Schwab, Herbert; Tute, Wiebke (Hrsg.): 

Weiterbildung in Unternehmen zwischen An-

spruch und Wirklichkeit. Trends aus Niedersach-

sen und Bremen. Oldenburg, 2010, S. 139 – 150 

sowie EQUIB: Regionales Monitoring Qualifi ka-

tionsentwicklung in Bremen. In: Larsen, Christa; 

Dera, Susanne; Knobel, Claudia; Schmidt, Alfons 

(Hrsg.): Regionales Arbeitsmarktmonitoring: An-

sätze, Konzepte und Entwicklungen in Deutsch-

land. München 2005, S. 43 - 52

Fotos: Bertolt Monk
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Vor über 30 Jahren hat sich 

die Hilfe für behinderte Menschen 

in den USA und Kanada sehr verändert. 

Das war damals:

Große Einrichtungen für behinderte Menschen 

wurden geschlossen.

Behinderte Menschen sind in normale Häuser und 

Wohnungen umgezogen.

Eltern wollten dass ihre behinderten Kinder mit 

nicht behinderten Kindern in die Schule gehen. 

Behinderte Menschen wollten so leben und arbeiten 

wie nicht behinderte Menschen auch. 

Behinderte Menschen kämpften dafür 

ihr Leben selbst zu bestimmen.

Darüber haben viele Menschen mit Behinderungen, 

Fachleute, Eltern und Politiker und Politikerinnen da-

mals nachgedacht:

Wie kann das Leben für behinderte Menschen 

besser werden.

Wie können behinderte Menschen ihr Leben bes-

ser selbst bestimmen.

Woher kommt 
Persönliche 
Zukunftsplanung?
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Einige Leute haben sich immer wieder getroff en. 

Sie haben ihre Ideen aufgeschrieben. 

Und sie haben zusammen etwas Neues entwickelt:

Die Persönliche Zukunftsplanung

Die planende Person ist dabei die wichtigste Person. 

Die planende Person steht im Mittelpunkt. 

Die planende Person ist so etwas wie die Königin oder 

der König. Die planende Person entscheidet  bei der Pla-

nung alle wichtigen Dinge.

Diese Fragen sind für alle Persönlichen Zukunftsplanun-

gen wichtig:

Wer plant für sich? Wer ist die Person? 

Was kann die Person gut? 

Was macht die Person gerne?

Was wünscht sich die Person für ihr Leben? 

Wie kann die Person ihr Leben verändern?

Wie kann ihr Leben besser werden?

Wer kann die Person dabei unterstützen? 

Es gibt verschiedene Ideen wie man eine Persönliche 

Zukunftsplanung machen kann. 

So heißen einige dieser Wege:

24-Stunden Planung

Persönliches Planungs-Treff en

Aktions-Pläne entwickeln 

Planen für das ganze Leben

Aktions-Pläne für Gruppen

Planen einer hoff nungsvollen Zukunft «
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Um was geht es auf der Tagung?

Wir wollen 

über Persönliche Zukunftsplanung sprechen.

die Ideen der Zukunftsplanung weiter entwickeln.

ein Netzwerk Zukunftsplanung gründen.

Für wen ist die Tagung?

Die Tagung ist für Menschen mit und ohne Behinderung. 

Es gibt Platz für 350 Personen.

Wer macht die Tagung?

Bundesverband für körper- und mehrfachbehinderte 

Menschen (bvkm)

Mensch zuerst – Netzwerk People First Deutschland e.V.

In Zusammen-Arbeit mit:

dem Projekt „Neue Wege zur Inklusion“,

der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg

und der Evangelische Hochschule Ludwigsburg

Wann ist die Tagung?

Beginn: Freitag, 7. Oktober 2011 um 11 Uhr

Ende: Samstag, 8. Oktober 2011 um 17.30 Uhr

Tagung in Berlin 
zu Persönlicher 
Zukunftsplanung!
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Wo ist die Tagung?

Freie Waldorf-Schule Kreuzberg in Berlin

Der Tagungs-Ort ist barriere-frei. Es gibt Angebote in 

Leichter Sprache.

Was kostet die Tagung?

120 Euro für Normal-Verdiener

50 Euro für Menschen mit wenig Geld, zum Beispiel für

Menschen mit Grund-Sicherung

Beschäftigte in einer WfbM

Studierende, Schüler und Schülerinnen

Das ist im Preis mit dabei:

Tagungs-Unterlagen

2 mal Mittag-Essen

2 mal Kaff ee und Kuchen und Getränke

Wo kann man übernachten?

Die Übernachtung muss man selbst suchen und bezah-

len. Es gibt eine Hotel-Liste im Internet: www.bvkm.de

Dort ist der Kasten mit:

Von dort kommt man auch zur Hotel-Liste.

Bitte melden Sie sich bis zum 2. September 2011 an.

Wo gibt es mehr Infos?

bvkm, Brehmstraße 5-7. 40239 Düsseldorf

Telefon: 0211 - 64 00 4-0, E-Mail: info@bvkm.de «
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„Ich habe mich befreit!“
Nadine Kremzow kündigte nach zehn Jahren ihren Job in 
einem Hotel, um einen Neuanfang zu versuchen.

Von Claus Sasse

Ein langer dunkler Flur mit unzäh-
ligen Türen rechts und links, hinter 
den Türen die immer gleichen 
trostlosen Zimmer mit Bett, Tisch 
und Stuhl. Du bist allein auf diesem 
Flur, allein auf der ganzen Etage. 
Die Zeit drängt, aber deine Füße 
werden von Sekunde zu Sekunde 
schwerer. Ein Gefühl der Beklem-
mung steigt in dir auf, das Atmen 
fällt immer schwerer, gleich kannst 
du dich überhaupt nicht mehr be-
wegen…

Ein schrecklicher Alptraum, doch für 
Nadine Kremzow (30) endete er nicht, 
wenn morgens der Wecker klingelte, 
für sie begann er, wenn sie anfi ng zu 
arbeiten. Zehn Jahre lang war sie in 

einem Hotel beschäftigt und irgend-
wann hatte sie das Gefühl, dass sich 
ihr Leben in eine trostlose dunkle 
Sackgasse verwandelt hatte. Eine 
Sackgasse wie der Flur auf der Hotel-
etage, wo sie zuletzt eingesetzt wurde. 
Dabei war für sie die Arbeit in diesem 
Betrieb am Anfang aufregend und in-
teressant gewesen. Nach zehn Jahren 
Schule und einer dreijährigen Berufs-
schule absolvierte sie über die Ham-
burger Arbeitsassistenz ein Berufs-
praktikum im Hotelbereich. Die Arbeit 
machte ihr Spaß und sie war stolz, als 
sie am Ende einen richtigen Arbeits-
vertrag bekam.

Zunächst arbeitete Frau Kremzow 
in der Küche des Hotels, sie wusch das 
Geschirr ab oder bereitete den Nach-

tisch zu. Von dort wechselt sie später in 
den Service und durfte die Gäste bedie-
nen. Doch in den letzten Jahren wurde 
sie dann nur noch „auf der Etage“ ein-
gesetzt, zum Aufräumen und Reinigen 
der Zimmer. 

Seitdem sieht sie ihre Kolleginnen nur 
noch selten, der Zeitdruck ist enorm und 
von ihrer Vorgesetzten fühlt sie sich nicht 
unterstützt. Im Gegenteil: „die Chefi n 
war sehr streng“, erzählt sie leise. Da-
bei sieht nach außen eigentlich alles gut 
aus. Die Integration auf den Arbeitsplatz 
ist erfolgreich abgeschlossen: Nadine 
Kremzow hat einen sozialversicherten 
Arbeitsplatz für 30 Wochenstunden mit 
bezahltem Urlaub, eine eigene Wohnung 
in der sie einmal pro Woche von ihrer 
Betreuerin besucht wird. 
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handel gefunden, ein großes Sportbe-
kleidungsgeschäft. 

Ihre größte Angst, sich in einem 
neuen Job wieder einsam zu fühlen, 
hat sich hier zum Glück nicht erfüllt. 
„Ich fühle mich wohl in der neuen Um-
gebung und lerne viel von meinen Ar-
beitskollegInnen“. Und dass sie jetzt 
erstmal deutlich weniger Geld verdient 
als vorher „ist nicht so schlimm“, meint 
sie. „Ich habe mich befreit, das ist 
wichtig.“ 

Die großen Veränderungen seien 
aufregend, gibt sie lächelnd zu. Aber 
es geht Nadine Kremzow nicht darum, 
ein Abenteuer zu erleben: „Ich möchte 
wieder irgendwo ankommen.“ Irgend-
wo, aber nicht in einem langen dunklen 
Flur. D en hat sie hinter sich gelassen.

Im Rückblick ist es schwer zu sa-
gen, wann es anfi ng, bergab zu gehen. 
Irgendwann war der jungen Frau aber  
klar, „dass ich hier nicht mache, was ich 
gerne möchte“  und dass sich nur etwas 
ändert, „wenn ich es selbst in die Hand 
nehme“. Mit der Unterstützung ihrer Be-
treuerin beschließt sie, sich einen neuen 
Job zu suchen. Kein einfaches Projekt. 
Sie wendet sich wieder an die Arbeitsas-
sistenz. Ihre ehemaligen Arbeitsbeglei-
terInnen sind noch da, sie möchte aber 
auf dem Weg in eine neue Zukunft lie-
ber von anderen ArbeitsassistenInnen 
unterstützt werden. „Wenn schon alles 
neu, dann auch richtig“, sagt sie.

Im Augenblick orientiert sie sich 
über Arbeitsmöglichkeiten. Einen ers-
ten Praktikumsplatz hat sie im Einzel-

Nadine Kremzow gefällt ihre neue Arbeit

Fotos: Bertolt Monk
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Herzlichen Dank an die Glücksspirale, die 

den Druck aus ihren Fördermitteln fi nanziell 

unterstützt.

Willen auch in schwierigen Situationen ih-
ren Weg zu fi nden. Für Christa Tätzel ist es 
nun Zeit zu gehen, um diesen Weg anders-
wo fortzusetzen. Hierbei wünschen ihr Vor-
stand und Team alles erdenklich Gute und 
wir verabschieden uns ganz, ganz herzlich 
mit einem (aus alter Gewohnheit) lachen-
den und (leider) weinenden Auge! Vielen 
Dank für die gute Zeit!

Begrüßung: 
Wir sind sehr froh als Nachfolgerin von 
Christa Tätzel, Sabine Lüdtke begrüßen 
zu können, die seit Juli 2011 bei uns tätig 
ist. Sie bringt – zum Glück für uns – lang-
jährige Erfahrungen aus der Verwaltung 
verschiedenster Arbeitsbereiche mit und 
ist zudem geprüfte Bilanzbuchhalterin. 
Sabine Lüdtke hat sich bereits gut mit den 
verschiedenen Anforderungen der BAG UB 
vertraut gemacht. Wir freuen uns sehr auf 
die Zusammenarbeit mit ihr und wünschen 
ihr viel Erfolg im neuen Job!

Abschied: 
Nach langjähriger Tätigkeit für die BAG UB 
verlässt uns Christa Tätzel Ende Juli 2011 
aus gesundheitlichen Gründen. A ls Assis-
tentin der Geschäftsführung hat Christa 
Tätzel den Verwaltungsbereich der BAG 
UB in den letzten fast 8,5 Jahren in hohem 
Maße professionalisiert. Sie hat sich ge-
konnt immer wieder neuen Herausforde-
rungen gestellt und trotz knapper Ressour-
cen praktikable Lösungen gefunden. Ihre 
(Lebens-)Erfahrung und Kreativität sowie 
ihr Sinn für Humor haben ihr - und uns 
- dabei sehr geholfen. Christa Tätzel hat 
nicht nur die verschiedenen Verwaltungs-
aufgaben geschickt gemeistert, sondern 
konnte zunehmend zu manchen fachlichen 
Anfragen weiterführende Hinweise geben. 
Als gelernte Germanistin hat sie zudem oft 
unsere Texte korrigiert, was uns sehr ge-
holfen hat. Über die berufl ichen Qualitäten 
hinaus haben wir mit dem Menschen Chris-
ta Tätzel viel gelacht und bewundern ihren 

Christa Tätzel

Sabine Lüdtke

Abschied und 
Begrüßung
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ohne Behinderung zugänglich zu machen

• Barrierefreiheit hinsichtlich der baulichen, 

sprachlichen und medialen Zugänglichkeit

• Neben dem Antragsteller sind mindes-

tens zwei Kooperationspartner einzubin-

den, die verbandsübergreifend organisiert 

sind: davon mindestens ein Partner, der 

in einem Aufgabengebiet außerhalb der 

Behindertenhilfe ist

• Pro Gemeinde/Kreis und kreisfreier Stadt 

(pro 200.000 Einwohner) ist in der Regel 

ein Projekt möglich

• Entwurf eines Kooperationsvertrages zwi-

schen den beteiligten Projektpartnern

• Stellungnahme durch den lokalen Behin-

dertenbeirat und/oder einer Fachbehörde 

auf lokaler Ebene zum Projekt

Wofür können Zuschüsse beantragt 

werden?

Förderfähig sind Kosten, die unmittelbar 

durch das Projekt ausgelöst werden:

Personal-, Honorar- und Sachkosten. 

Anträge können ab dem 1. April 2011 im 

Antragsystem der Aktion Mensch https://

antrag.aktion-mensch.de/anmeldung/ 

gestellt werden. 

Weitere Infos: http://www.aktion-

mensch.de/foerderung/foerderprogramme/

inklusion/merkblatt_inklusion.php

 

Planungsaktivitäten sind die Beteiligung von 

Menschen mit Behinderung an Planung, 

Durchführung und Auswertung, die Barriere-

freiheit hinsichtlich der baulichen, sprachli-

chen und medialen Zugänglichkeit und eine 

Dokumentation der Veranstaltung. Vorlauf- 

und Planungsaktivitäten können maximal 12 

Monate bezuschusst werden.

Inklusionsprojekte

Das Förderprogramm Inklusion hat eine 

Laufzeit von insgesamt drei Jahren mit dem 

Ziel Vernetzungsstrukturen zu schaffen. 

Die Zusammenarbeit von Organisationen, 

die aus der Behindertenhilfe kommen und 

solchen Initiativen z.B. aus dem Sozialwe-

sen, Wirtschaft oder Sport, die bislang in 

diesem Bereich nicht tätig waren oder sind, 

ist eine wesentliche Voraussetzung für eine 

Förderung durch die Aktion Mensch. Freie 

gemeinnützige Organisationen können ab 

2012 Anträge stellen. Hierfür stehen pro 

Projekt bis zu 250.000 Euro über drei Jahre 

zur Verfügung.

Fördervoraussetzungen:

• Beteiligung von Menschen mit Behin-

derung an Planung, Durchführung und 

Auswertung des Projekts

• Die durch das Projekt geförderten Ar-

beitsplätze sind für Menschen mit und 

Individuelle
Integrations-
begleitung 

Havighorster Weg 8a, 21031 Hamburg, Telefon 040 - 72 00 40 80, Fax 040 - 72 00 40 88, E-Mail: info@inreha.net, Internet: www.inreha.net

Wir bietenWir suchen
Anzeige

Förderprogramm 
Inklusion
Die Aktion Mensch fördert im Rahmen 

eines zeitlich befristeten Förderprogramms 

Projekte und Initiativen, die vor Ort unter-

schiedliche Akteure aus allen Bereichen 

des gesellschaftlichen Lebens (u.a. aus 

Sozialwesen, Wirtschaft, Kultur, öffentli-

chen Institutionen) vernetzen. So soll das 

Miteinander von Menschen mit und ohne 

Behinderung im Sinne der UN-Behinderten-

rechtskonvention ermöglicht und damit die 

Umsetzung von Inklusion im Alltag begüns-

tigt werden. Ziel des Förderprogramms ist 

die Schaffung von Vernetzungsstrukturen. 

Die Handlungsfelder sind: Arbeit, Bildung, 

Freizeit, Wohnen und Barrierefreiheit

Vorlauf- und Planungsaktivitäten

Im Jahr 2011 werden Vorlauf- und Planungs-

aktivitäten mit bis zu 15.000 Euro gefördert. 

Das Vernetzungsforum fi ndet zur Vorberei-

tung eines Inklusionsprojektes statt. Es dient 

dazu, die passenden Partner zu fi nden, das 

Interesse für Inklusion vor Ort zu wecken 

und Wissen auszutauschen. Ziel ist die 

Entwicklung eines gemeinsamen Konzepts 

und die Vorbereitung eines Kooperationsver-

trages zur lokalen Umsetzung von Inklusion. 

Fördervoraussetzungen für die Vorlauf- und 




